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28. 04. 2003 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 12. September 2002 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Slowakischen Republik über Soziale Sicherheit 


A. Problem und Ziel 

Durch das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung soll im 
Bereich der Rentenversicherung und der Unfallversicherung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Slowakischen Republik der 
soziale Schutz der beiderseitigen Staatsangehörigen sichergestellt 
und koordiniert werden, insbesondere für den Fall, dass sich die 
betroffenen Personen im jeweils anderen Staat aufhalten. 


B. Lösung 

Das Vertragswerk beruht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und 
begründet Rechte und Pflichten von Einwohnern beider Staaten in 
Bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die Renten- 
versicherung und die Unfallversicherung. Es enthält die Grundsätze 
der Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehörigen und der 
uneingeschränkten Leistungserbringung bei Aufenthalt der betrof- 
fenen Personen im anderen Vertragsstaat. Ferner ist vorgesehen, 
dass in der deutschen und slowakischen Rentenversicherung zurück- 
gelegte Versicherungszeiten zusammenzurechnen sind, soweit dies 
für die Erfüllung des Leistungsanspruchs erforderlich ist. 

Mit dem vorliegenden Entwurf des Vertragsgesetzes sollen die Über- 
einkünfte die nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erfor- 
derliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erhalten. 


C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für 
den Bund ergeben sich nicht nennenswerte mittelbare finanzielle Aus- 
wirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuss zur knappschaft- 
lichen Rentenversicherung. 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Umsetzung dieses Gesetzes entstehen keine zusätzlichen 
Kosten im Verwaltungsvollzug. 

E. Sonstige Kosten 

Durch das Abkommen werden sich geringfügige Mehrausgaben für 
die deutsche Rentenversicherung ergeben. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu 
erwarten, da Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen 
betroffenen Personen nicht entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, den 



April 2003 


der Bundeskanzler 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Woifgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 12. September 2002 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Slowakischen 
Republik über Soziale Sicherheit 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung. 

Der Bundesrat hat in seiner 787. Sitzung am 1 1 . April 2003 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jj - — (äs 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 12. September 2002 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Slowakischen Republik 
über Soziale Sicherheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Folgenden in Berlin am 12. September 2002 Unterzeichneten zwischenstaat- 
lichen Übereinkünften wird zugestimmt: 

1 . dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Slowa- 
kischen Republik über Soziale Sicherheit, 

2. der Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens vom 12. September 
2002 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Slowakischen 
Republik über Soziale Sicherheit. 

Das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung werden nachstehend ver- 
öffentlicht. 


Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens 
sowie Änderungen der in Artikel 1 Nr. 2 genannten Durchführungsvereinbarung 
in Kraft zu setzen. Im Übrigen wird die Bundesregierung ermächtigt, die zur 
Durchführung des Abkommens erforderlichen innerstaatlichen Regelungen zu 
treffen. Dabei können zur Anwendung und Durchführung des Abkommens ins- 
besondere über folgende Gegenstände Regelungen getroffen werden: 

1. Aufklärungs-, Anzeige- und Mitteilungspflichten sowie das Bereitstellen von 
Beweismitteln zwischen den in Artikel 17 Abs. 1 des Abkommens genannten 
Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen, 

2. das Ausstellen, die Vorlage und Übermittlung von Bescheinigungen sowie 
die Verwendung von Vordrucken, 

3. das Verfahren beim Erbringen von Geldleistungen, 

4. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer in Artikel 17 Abs. 1 
des Abkommens genannten Stellen, 

5. die gegenseitige Umrechnung von Versicherungszeiten nach den Rechts- 
vorschriften beider Vertragsstaaten. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Die Tage, an denen das Abkommen nach seinem Artikel 31 Abs. 2 und die 
Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Artikel 9 Abs. 1 in 
Kraft treten, sind im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 
findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sich die Über- 
einkünfte auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit den Übereinkünften 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Durch diese Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem 
Wege der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung des Abkom- 
mens zu tun. Dabei kann es sich um die Inkraftsetzung von Durchführungs- 
vereinbarungen zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten oder um 
andere innerstaatliche Regelungen handeln. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 31 
Abs. 2 und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem 
Artikel 9 Abs. 1 in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. Für den Bund ergeben sich nicht nennenswerte 
mittelbare finanzielle Auswirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuss für die 
knappschaftliche Rentenversicherung. 

Durch das Abkommen werden sich geringfügige Mehrausgaben für die deut- 
sche Rentenversicherung ergeben. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu erwarten, da 
Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen betroffenen Personen nicht 
entstehen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Slowakischen Republik 
über Soziale Sicherheit 

Zmluva 

medzi Spolkovou republikou Nemecko 
a Slovenskou republikou 
o sociälnom zabezpecem 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Slowakische Republik - 

in dem Wunsch, ihre Beziehungen im Bereich der Sozialen 
Sicherheit zu regeln - 

sind wie folgt übereingekommen: 


Teil I 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1. „Hoheitsgebiet“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland, 

in Bezug auf die Slowakische Republik 
das Hoheitsgebiet der Slowakischen Republik; 

2. „Staatsangehöriger“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepublik Deutschland, 

in Bezug auf die Slowakische Republik 

einen Staatsangehörigen der Slowakischen Republik; 

3. „Rechtsvorschriften“ 

die Gesetze, Verordnungen und sonstigen allgemein verbind- 
lichen Vorschriften, die sich auf die vom sachlichen Gel- 
tungsbereich nach Artikel 2 Absatz 1 jeweils erfassten Zweige 
und Systeme der Sozialen Sicherheit beziehen; 

4. „zuständige Behörde“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, 

in Bezug auf die Slowakische Republik 

das Ministerium für Arbeit, soziale Angelegenheiten und 

Familie der Slowakischen Republik; 

5. „Träger“ 

die Einrichtung oder die Behörde, der die Durchführung der 
vom sachlichen Geltungsbereich nach Artikel 2 Absatz 1 
erfassten Rechtsvorschriften obliegt; 


Spolkovä republika Nemecko 
a 

Slovenskä republika - 

v snahe upravit’ vzt’ahy v oblasti sociälneho zabezpecenia sa 
dohodli takto: 


Prvä cast’ 

Vseobecne ustanovenia 
Clänok 1 

Definovanie pojmov 

(1) Na ücely tejto zmluvy nizsie uvedene pojmy majü tento 
vyznam: 

1. „üzemie“ 

vo vzt’ahu k Spolkovej republike Nemecko vysostne üzemie 
Spolkovej republiky Nemecko, 

vo vzt’ahu k Slovenskej republike üzemie Slovenskej repu- 
bliky, 

2. „stätny obcan“ 

vo vzt’ahu k Spolkovej republike Nemecko Nemca podl'a 
Zäkladneho zäkona Spolkovej republiky Nemecko, 

vo vzt'ahu k Slovenskej republike stätneho obcana Sloven- 
skej republiky, 

3. „prävne predpisy“ 

zäkony, nariadenia a ostatne vseobecne zäväzne predpisy, 
ktore sa vzt'ahujü na odvetvia a systemy sociälneho zabez- 
pecenia urcujüce vecny rozsah zmluvy uvedene v clänku 2 
odsek 1 , 

4. „prislusny ürad“ 

vo vzt’ahu k Spolkovej republike Nemecko, Spolkove mini- 
sterstvo pre präcu a sociälny poriadok 

vo vzt’ahu k Slovenskej republike Ministerstvo präce, 
sociälnych veci a rodiny Slovenskej republiky, 

5. „nositeP 

institücia alebo ürad, ktoremu patrf vykonävanie prävnych 
predpisov uvedenych v clänku 2 odsek 1 , ktorym sa urcuje 
vecny rozsah zmluvy, 
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6. „Versicherungszeiten“ 

Beitragszeiten und Beschäftigungszeiten, die in den Rechts- 
vorschriften, nach denen sie zurückgelegt wurden, als solche 
bestimmt sind, und sonstige nach diesen Rechtsvorschriften 
zu berücksichtigende Zeiten; 

7. „Leistung“ 

eine Rente oder eine andere Geldleistung einschließlich aller 
Zuschläge, Zuschüsse und Erhöhungen. 

(2) Andere Begriffe in diesem Abkommen haben die Bedeu- 
tung, die sie nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften des 
betreffenden Vertragsstaats haben. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

1 . auf die slowakischen Rechtsvorschriften über die Sozial- 
versorgung im Umfang folgender Leistungen: 

a) Altersrente, 

b) Invalidenrente, 

c) Teilinvalidenrente, 

d) Witwenrente, 

e) Witwerrente, 

f) Waisenrente; 

2. auf die deutschen Rechtsvorschriften über die 

a) Rentenversicherung, 

b) hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung, 

c) Alterssicherung der Landwirte, 

d) Unfallversicherung in Bezug auf Renten und einmalige 
Geldleistungen. 

(2) Sind nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
außer den Voraussetzungen für die Anwendung dieses Abkom- 
mens auch die Voraussetzungen für die Anwendung eines ande- 
ren Abkommens oder einer überstaatlichen Regelung erfüllt, so 
lässt der Träger dieses Vertragsstaats bei Anwendung dieses 
Abkommens das andere Abkommen oder die überstaatliche 
Regelung unberücksichtigt. Dies gilt nicht, soweit das andere 
Abkommen oder die überstaatliche Regelung Versicherungslast- 
regelungen enthält, nach denen Versicherungszeiten endgültig in 
die Last eines Vertragsstaats übergegangen oder aus der Last 
eines Vertragsstaats abgegeben worden sind. 

(3) Dieses Abkommen gilt auch für alle Rechtsvorschriften, die 
die in den Absätzen 1 und 2 angeführten Rechtsvorschriften 
ändern, ergänzen oder ersetzen. Es gilt auch für künftige Rechts- 
vorschriften, mit denen andere Arten von Leistungen oder neue 
Kategorien von Leistungsempfängern eingeführt werden, es sei 
denn, dass der Vertragsstaat, der diese Rechtsvorschriften er- 
lässt, dem anderen Vertragsstaat schriftlich innerhalb von 
90 Tagen nach Verkündung dieser Rechtsvorschriften etwas 
anderes mitteilt. 

Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen bezieht sich auf 

1 . Staatsangehörige der Vertragsstaaten, 

2. Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens vom 
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und des 
Protokolls vom 31. Januar 1967 zu dem genannten Abkom- 
men, 

3. Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des Übereinkommens 
vom 28. September 1954 über die Rechtsstellung der Staa- 
tenlosen 

als unmittelbar erfasste Personen; 


6. „doby poistenia“ 

doby platenia prispevkov a doby zamestnania, ktore sa za 
take povazujü podl'a prävnych predpisov, podl’a ktorych boli 
ziskane a ine zohl’adnitel’ne doby podl’a tychto prävnych 
predpisov, 

7. „dävka“ 

döchodok alebo inä penaznä dävka vrätane vsetkych pri- 
platkov, prispevkov a zvyseni. 

(2) Ine pojmy v tejto zmluve majü vyznam, ktory im patri pod- 
l’a uplatnovanych prävnych predpisov prislusneho zmluvneho 
stätu. 

Clänok 2 
Vecny rozsah 

(1) Täto zmluva sa vzt’ahuje 

1. na slovenske prävne predpisy o sociälnom zabezpeceni v 
rozsahu tychto dävok: 

a) starobny döchodok, 

b) invalidny döchodok, 

c) ciastocny invalidny döchodok, 

d) vdovsky döchodok, 

e) vdovecky döchodok, 

f) sirotsky döchodok, 

2. na nemecke prävne predpisy o 

a) döchodkovom poistem, 

b) pripoistenf hutnikov, 

c) starobnom poistem pol'nohospodärov, 

d) ürazovom poistem vo vzt'ahu k döchodkom a jednorä- 
zovym penaznym dävkam. 

(2) Ak podl’a prävnych predpisov jedneho zmluvneho stätu sü 
okrem podmienok pre uplatnovanie tejto zmluvy splnene aj pod- 
mienky pre uplatnovanie inej zmluvy alebo nadstätnej prävnej 
üpravy, nositel’ tohto zmluvneho stätu pri uplatnovam tejto zmlu- 
vy neprihliada na inü zmluvu alebo nadstätnu prävnu üpravu. 
Toto neplati, ak inä zmluva alebo nadstätna prävna üprava 
obsahuje ustanovenia o poistnych bremenäch, podl'a ktorych 
doby poistenia definitivne presli na t'archu jedneho zmluvneho 
stätu alebo boli odovzdane z t'archy jedneho zmluvneho stätu. 


(3) Täto zmluva sa vzt’ahuje aj na vsetky prävne predpisy 
meniace, doplnajüce alebo nahrädzajüce prävne predpisy uve- 
dene v odsekoch 1 a 2. Vzt’ahuje sa aj na budüce prävne pred- 
pisy, ktorymi budü zavedene ine druhy dävok alebo nove 
kategörie poberatel’ov dävok, ibaze by zmluvny stät, ktory tieto 
prävne predpisy vydal druhemu zmluvnemu stätu do devät’de- 
siatich dm od vydania tychto prävnych predpisov pisomne 
neoznämil nieco ine. 

Clänok 3 
Osobny rozsah 

Täto zmluva sa vzt’ahuje na: 

1 . stätnych obcanov zmluvnych stätov, 

2. utecencov uvedenych v clänku 1 Dohovoru o prävnom 
postaveni utecencov z 28.7.1951 a Protokolu o prävnom 
postaveni utecencov z 31 .1 .1967, 

3. osoby bez stätneho obcianstva uvedene v clänku 1 Doho- 
voru o prävnom postaveni osöb bez stätnej prislusnosti z 
28.9.1954 

ako priamo dotknute osoby; 
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4. andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von einem 
Staatsangehörigen eines Vertragsstaats, einem Flüchtling 
oder einem Staatenlosen im Sinne dieses Artikels ableiten, 

als mittelbar erfasste Personen; 

5. Staatsangehörige eines anderen Staats als eines Vertrags- 
staats, soweit sie nicht zu den mittelbar erfassten Personen 
gehören, 

als Drittstaatsangehörige. 

Artikel 4 

Gleichbehandlung 

(1) Die vom persönlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
unmittelbar und mittelbar erfassten Personen, die sich gewöhn- 
lich im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats aufhalten, stehen bei 
Anwendung der Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats dessen 
Staatsangehörigen gleich. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvorschriften des einen Ver- 
tragsstaats werden den Staatsangehörigen des anderen Ver- 
tragsstaats, die sich außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertrags- 
staaten gewöhnlich aufhalten, unter denselben Voraussetzungen 
erbracht wie den sich dort gewöhnlich aufhaltenden Staats- 
angehörigen des ersten Vertragsstaats. 

Artikel 5 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 

Einschränkende Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, 
nach denen die Entstehung von Ansprüchen auf Leistungen, das 
Erbringen von Leistungen oder die Zahlung von Leistungen vom 
gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaats 
abhängen, gelten nicht für die vom persönlichen Geltungs- 
bereich dieses Abkommens unmittelbar oder mittelbar erfassten 
Personen, die sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
aufhalten. 

Artikel 6 

Versicherungspflicht von Arbeitnehmern 

Die Versicherungspflicht von Arbeitnehmern richtet sich, 
soweit die Artikel 7 bis 11 nichts anderes bestimmen, nach den 
Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet 
sie beschäftigt sind; dies gilt auch dann, wenn sich der gewöhn- 
liche Aufenthalt oder Sitz des Arbeitgebers im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats befindet. 

Artikel 7 

Versicherungspflicht bei Entsendung 

Wird ein Arbeitnehmer, der in einem Vertragsstaat beschäftigt 
ist, im Rahmen dieses Beschäftigungsverhältnisses von seinem 
Arbeitgeber in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
entsandt, um dort eine Arbeit für diesen Arbeitgeber auszu- 
führen, so gelten in Bezug auf diese Beschäftigung während der 
ersten 24 Kalendermonate allein die Rechtsvorschriften des 
ersten Vertragsstaats über die Versicherungspflicht so weiter, als 
wäre er noch in dessen Hoheitsgebiet beschäftigt. 

Artikel 8 

Versicherungspflicht von Seeleuten 

(1) Für die an Bord eines Seeschiffs, das die Flagge eines der 
beiden Vertragsstaaten führt, beschäftigten Personen gelten die 
Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaats über die Versiche- 
rungspflicht. 

(2) Wird ein Arbeitnehmer von einem Arbeitgeber mit Sitz in 
einem Vertragsstaat vorübergehend auf einem unter der Flagge 
des anderen Vertragsstaats fahrenden Seeschiff beschäftigt, so 
gelten die Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaats über die 
Versicherungspflicht so, als wäre er in dessen Hoheitsgebiet 
beschäftigt. Dies gilt unter der Voraussetzung, dass der Arbeit- 


4. ine osoby ohl’adne präv, ktore odvodzujü od stätneho obca- 
na jedneho zmluvneho statu, utecenca alebo osoby bez stät- 
neho obcianstva podl’a tohto clänku, 

ako nepriamo dotknute osoby; 

5. stätnych obcanov ineho statu nez zmluvneho statu, ak nepa- 
tria k nepriamo dotknutym osobäm 

ako stätni obcania tretich stätov. 

Clänok 4 

Rovnake zaobchädzanie 

(1) Osoby, na ktore sa priamo alebo nepriamo vzt’ahuje 
osobny rozsah tejto zmluvy, a ktore majü trvaly pobyt na üzemi 
jedneho zmluvneho statu, majü pri uplatnovani prävnych 
predpisov zmluvneho statu rovnake postavenie ako jeho stätni 
obcania. 

(2) Dävky podl’a prävnych predpisov jedneho zmluvneho 
stätu sa stätnym obcanom druheho zmluvneho stätu, ktori majü 
trvaly pobyt mimo üzemi zmluvnych stätov, poskytujü za 
rovnakych podmienok ako obcanom prveho zmluvneho stätu, 
ktori tarn majü trvaly pobyt. 


Clänok 5 
Rovnost’ üzemi 

Obmedzujüce prävne predpisy jedneho zmluvneho stätu, 
podl’a ktorych vznik närokov na dävky, poskytovanie dävok 
alebo vypläcanie dävok zävisi od trvaleho pobytu na üzemi 
tohto zmluvneho stätu, sa nevzt’ahujü na osoby priamo alebo 
nepriamo dotknute, uvedene v osobnom rozsahu tejto zmluvy, 
ktore sa zdrziavajü na üzemi druheho zmluvneho stätu. 


Clänok 6 

Povinnost’ polstenla zamestnancov 

Ak sa v clänkoch 7 az 1 1 neustanovuje inak, povinnost' poi- 
stenia zamestnancov sa spravuje podl’a prävnych predpisov 
toho zmluvneho stätu, na üzemi ktoreho vykonävajü zamestna- 
nie; to plati aj vtedy, ak mä zamestnävatel’ trvaly pobyt alebo 
sidlo na üzemi druheho zmluvneho stätu. 


Clänok 7 

Povinnost’ poistenia pri vyslani 

Ak zamestnävatel’ vysle svojho zamestnanca, ktory je 
zamestnany v jednom zmluvnom stäte na üzemie druheho 
zmluvneho stätu, aby tarn v rämci zamestnaneckeho vzt'ahu pre 
tohto zamestnävatel ’a vykonäval präcu, potom vo vzt’ahu k 
tomuto zamestnaniu platia pocas prvych 24 kalendärnych 
mesiacov len prävne predpisy o povinnosti poistenia prveho 
zmluvneho stätu, tak ako keby bol nad’alej zamestnany na jeho 
üzemi. 

Clänok 8 

Povinnost’ poistenia nämornikov 

(1) Na osoby, zamestnane na palube nämornej lode, ktorä 
pläva pod vlajkou jedneho zo zmluvnych stätov sa vzt’ahujü 
prävne predpisy tohto zmluvneho stätu o povinnosti poistenia. 

(2) Ak je zamestnanec zamestnävatel’ a so sidlom v jednom 
zmluvnom stäte prechodne zamestnany na nämornej lodi, 
plävajücej pod vlajkou druheho zmluvneho stätu, na zamest- 
nanca sa vzt’ahujü prävne predpisy o povinnosti poistenia 
prveho zmluvneho stätu tak, ako keby bol zamestnany na jeho 
üzemi. Toto plati za predpokladu, ak zamestnanec mä trvaly 
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nehmer seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet des 
ersten Vertragsstaats hat und der Arbeitgeber nicht Eigentümer 
des Seeschiffs ist. 

Artikel 9 

Versicherungspflicht anderer Personen 

Die Bestimmungen der Artikel 6 bis 8 über die Versicherungs- 
pflicht gelten entsprechend für Personen, die nicht Arbeitnehmer 
sind, auf die sich jedoch die vom sachlichen Geltungsbereich 
nach Artikel 2 Absatz 1 erfassten Rechtsvorschriften beziehen. 

Artikel 10 

Versicherungspflicht von Beschäftigten 
bei diplomatischen und konsularischen Vertretungen 

(1) Wird ein Staatsangehöriger eines Vertragsstaats von die- 
sem oder von einem Mitglied einer diplomatischen oder konsula- 
rischen Vertretung dieses Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats beschäftigt, so gelten für die Dauer der 
Beschäftigung in Bezug auf die Versicherungspflicht die Rechts- 
vorschriften des ersten Vertragsstaats so, als wäre er dort 
beschäftigt. 

(2) Hat sich ein in Absatz 1 genannter Arbeitnehmer vor Beginn 
der Beschäftigung zuletzt gewöhnlich in dem Vertragsstaat, in 
dem er beschäftigt ist, aufgehalten, so kann er binnen sechs 
Monaten nach Beginn der Beschäftigung in Bezug auf die Ver- 
sicherungspflicht die Anwendung der Rechtsvorschriften des 
Vertragsstaats, in dem er beschäftigt ist, wählen. Die Wahl ist 
gegenüber dem Arbeitgeber zu erklären. Die gewählten Rechts- 
vorschriften gelten vom Tage der Erklärung an. 

(3) Beschäftigt die diplomatische oder konsularische Vertre- 
tung eines Vertragsstaats Personen, für die die Rechtsvorschrif- 
ten des anderen Vertragsstaats gelten, so hat die diplomatische 
oder konsularische Vertretung die Verpflichtungen, die dem ört- 
lichen Arbeitgeber gemäß den genannten Rechtsvorschriften 
obliegen, einzuhalten. 

Artikel 1 1 

Ausnahmen von den 

Bestimmungen über die Versicherungspflicht 

Auf gemeinsamen Antrag des Arbeitnehmers und des Arbeit- 
gebers oder auf Antrag einer anderen in Artikel 9 bezeichneten 
Person können die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
oder die von ihnen bezeichneten Stellen im gegenseitigen Ein- 
vernehmen von den Bestimmungen dieses Abkommens über die 
Versicherungspflicht abweichen unter der Voraussetzung, dass 
die betreffende Person den Rechtsvorschriften eines der Ver- 
tragsstaaten unterliegt. Bei der Entscheidung sind die Art und die 
Umstände der Beschäftigung oder selbstständigen Tätigkeit zu 
berücksichtigen. 


Teil II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Rentenversicherung 

Artikel 12 

Zusammenrechnung von 
Versicherungszeiten und Rentenberechnung 

(1) Für den Leistungsanspruch nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften werden auch die Versicherungszeiten be- 
rücksichtigt, die für einen Leistungsanspruch nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Vertragsstaats anrechenbar sind und 
nicht auf dieselbe Zeit entfallen. 


pobyt na üzemi prveho zmluvneho statu a zamestnävatel’ nie je 
majitel’om nämornej lode. 

Clänok 9 

Povinnost’ poistenia ostatnych osöb 

Ustanovenia clänkov 6 az 8 o povinnosti poistenia platia pri- 
merane na osoby, ktore nie sü zamestnancami, na ktore sa vsak 
vzt’ahujü prävne predpisy uvedene v clänku 2 odsek 1 vo vec- 
nom rozsahu zmluvy. 

Clänok 10 

Povinnost’ poistenia zamestnancov 
diplomatickej misie a konzulärneho üradu 

(1) Ak stätny obcan jedneho zmluvneho statu vykonäva 
zamestnanie na üzemi druheho zmluvneho statu na diploma- 
tickej misii alebo konzulärnom ürade alebo u clena diplomatickej 
misie alebo konzulärneho üradu prveho zmluvneho statu, pocas 
tohto zamestnania sa na neho vzt’ahujü prävne predpisy prveho 
zmluvneho statu o povinnosti poistenia tak, ako keby tarn bol 
zamestnany. 

(2) Ak mal zamestnanec uvedeny v odseku 1 pred zacatim 
zamestnania naposledy trvaly pobyt v zmluvnom stäte, v ktorom 
je zamestnany, möze si zvolit’ v lehote do 6 mesiacov od zaca- 
tia zamestnania vo vzt’ahu k povinnosti poistit' sa, ze sa na neho 
budü vzt’ahovat’ prävne predpisy zmluvneho statu, na üzemi 
ktoreho je zamestnany. Vyhläsenie o vol’be prävnych predpisov 
sa musi predlozit’ zamestnävatel’ovi. Zvolene prävne predpisy 
sa na neho vzt’ahujü odo dna, kedy bolo vykonane taketo vyhlä- 
senie. 

(3) Ak diplomatickä misia alebo konzulärny ürad jedneho 
zmluvneho statu zamestnäva osoby, na ktore sa vzt’ahujü präv- 
ne predpisy druheho zmluvneho statu, potom diplomatickä misia 
alebo konzulärny ürad je povinny dodrziavat’ zäväzky, ktore 
miestnemu zamestnävatel’ovi vyplyvajfi z uvedenych prävnych 
predpisov. 

Clänok 11 

Vynimky z ustanoveni 
o povinnosti poistenia 

Na spolocnü ziadost' zamestnanca a zamestnävatel’a alebo 
na ziadost’ inej osoby uvedenej v clänku 9 prislusne ürady 
zmluvnych stätov alebo nimi urcene institücie sa po vzäjomnej 
dohode mözu odchylit’ od ustanoveni tejto zmluvy o povinnosti 
poistenia za predpokladu, ze prislusnä osoba podlieha prävnym 
predpisom jedneho zo zmluvnych stätov. Pri rozhodovani sa 
prihliada na druh a okolnosti zamestnania alebo samostatnej 
zärobkovej cinnosti. 


Druhä cast’ 

Osobitne ustanovenia 

Prvä kapitola 
Döchodkove poistenie 

Clänok 12 

Zapocitavanie döb 
poistenia a vypocitanie döchodku 

(1) Pri näroku na dävky podl’a uplatnovanych prävnych pred- 
pisov sa zohl’adnujü aj tie doby poistenia, ktore sü na närok na 
dävky zapocitatel’ne podl’a prävnych predpisov druheho zmlu- 
vneho stätu, ak sa casove neprekryvajii. 
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(2) Setzt der Anspruch auf Leistungen bestimmte Versiche- 
rungszeiten voraus, werden dafür nur vergleichbare Versiche- 
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats berücksichtigt. 

(3) Das Ausmaß der zu berücksichtigenden Versicherungs- 
zeiten richtet sich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags- 
staats, nach denen sie zurückgelegt worden sind. 

(4) Die Berechnung der Rente richtet sich nach den anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften des jeweiligen Vertragsstaats, soweit 
in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist. 

Artikel 13 

Besonderheiten für den deutschen Träger 

(1) Grundlage für die Ermittlung persönlicher Entgeltpunkte 
sind die Entgeltpunkte, die sich nach den deutschen Rechts- 
vorschriften ergeben. 

(2) Die Bestimmung über die Zusammenrechnung von Ver- 
sicherungszeiten nach Artikel 12 Absatz 1 gilt entsprechend für 
Leistungen, deren Erbringung nach den deutschen Rechts- 
vorschriften im Ermessen eines Trägers liegt. 

(3) Setzt der Anspruch auf Leistungen nach den deutschen 
Rechtsvorschriften voraus, dass bestimmte Versicherungszeiten 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums zurückgelegt worden 
sind, und sehen die Rechtsvorschriften ferner vor, dass sich die- 
ser Zeitraum durch bestimmte Tatbestände oder Versicherungs- 
zeiten verlängert, so werden für die Verlängerung auch Versiche- 
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats oder vergleichbare Tatbestände im anderen Vertragsstaat 
berücksichtigt. Vergleichbare Tatbestände sind Zeiten, in denen 
Invaliditäts- oder Altersrenten oder Leistungen wegen Krankheit, 
Arbeitslosigkeit oder Arbeitsunfällen (mit Ausnahme von Unfall- 
renten) nach den slowakischen Rechtsvorschriften gezahlt wur- 
den und Zeiten der Kindererziehung in der Slowakischen Repu- 
blik. 

Artikel 14 

Besonderheiten für den slowakischen Träger 

(1) Entsteht einer Person oder ihren Hinterbliebenen nach den 
slowakischen Rechtsvorschriften ein Anspruch auf eine Leistung 
allein aufgrund von Versicherungszeiten, die sie nach den slowa- 
kischen Rechtsvorschriften zurückgelegt hat, so berechnet der 
slowakische Träger diese Leistung ohne Rücksicht auf die Dauer 
der nach den deutschen Rechtsvorschriften zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten. 

(2) Entsteht einer Person oder ihren Hinterbliebenen ein 
Anspruch auf eine Leistung nach den slowakischen Rechtsvor- 
schriften allein unter Berücksichtigung von nach den Rechtsvor- 
schriften beider Vertragsstaaten zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten, wird die Leistung wie folgt bestimmt: 

1. Der slowakische Träger stellt zunächst fest, ob nach seinen 
Rechtsvorschriften die betreffende Person unter Berücksich- 
tigung der Summe der Versicherungszeiten die Voraus- 
setzungen für den Leistungsanspruch erfüllt. 

2. Ergibt sich nach Nummer 1 ein Anspruch auf eine Leistung, 
berechnet der slowakische Träger zunächst die theoretische 
Höhe der Leistung, die der Person zustehen würde, wenn alle 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zurück- 
gelegten Versicherungszeiten nach den slowakischen 
Rechtsvorschriften zu berücksichtigen wären. 

3. Aufgrund der theoretischen Höhe der Leistung wird vom Trä- 
ger eine Leistung in der Höhe des Betrags berechnet, der 
dem Verhältnis der nach den slowakischen Rechtsvorschrif- 
ten tatsächlich zurückgelegten Versicherungszeiten zu der 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zurück- 
gelegten Gesamtversicherungszeit entspricht. 

(3) Kann der slowakische Träger die Höhe der Leistung nur 
unter Berücksichtigung der Versicherungszeiten, die nach den 


(2) Ak na närok na dävky sü potrebne urcite doby poistenia, 
zohl’adnujü sa na tento ücel len porovnatel’ne doby poistenia 
podl'a prävnych predpisov druheho zmluvneho statu. 

(3) Rozsah döb poistenia, ktore majü byt’ zohl’adnene, sa 
spravuje prävnymi predpismi toho zmluvneho statu, podl’a 
ktorych boli ziskane. 

(4) Vypocitanie döchodku sa spravuje prävnymi predpismi, 
ktore sa uplatnujü v prislusnom zmluvnom state, ak v tejto zmlu- 
ve nie je uvedene inak. 

Clänok 13 

Zvlästnosti pre nemeckeho nositel’a 

(1) Zäkladom pre zistenie osobnych mzdovych bodov sü 
mzdove body vyplyvajüce z nemeckych prävnych predpisov. 

(2) Ustanovenie o zapocitani döb poistenia podl’a clänku 12 
odsek 1 plati primerane na dävky, ktorych poskytnutie podl'a 
nemeckych prävnych predpisov zävisi od zväzenia nositel'a. 

(3) Ak na närok na dävky podl’a nemeckych prävnych predpi- 
sov je potrebne, aby urcite doby poistenia boli ziskane v urcitom 
casovom obdobi a ak prävne predpisy d’alej predpokladajü, ze 
toto casove obdobie sa na zäklade urcitych skutkovych podstät 
alebo döb poistenia predlzi, tak sa pre predlzenie zohl’adnia aj 
doby poistenia ziskane podl’a prävnych predpisov druheho 
zmluvneho stätu alebo porovnatel'ne skutkove podstaty v dru- 
hom zmluvnom stäte. Za porovnatel'ne skutkove podstaty sa 
povazujü doby, pocas ktorych boli vypläcane invalidne alebo 
starobne döchodky alebo nemocenske, podpora v nezamestna- 
nosti alebo dävky z dövodu pracovneho ürazu (s vynimkou üra- 
zovych döchodkov) podl’a slovenskych prävnych predpisov a 
doby starostlivosti o deti v Slovenskej republike. 


Clänok 14 

Zvlästnosti pre slovenskeho nositel’a 

(1) Ak podl'a slovenskych prävnych predpisov vznikne osobe 
alebo jej pozostalym närok na dävku len za dobu poistenia zis- 
kanü podl'a slovenskych prävnych predpisov, slovensky nositel' 
vymeria taküto dävku bez ohl'adu na dizku doby poistenia zis- 
kanü podl’a nemeckych prävnych predpisov. 


(2) Ak podl'a slovenskych prävnych predpisov vznikne osobe 
alebo jej pozostalym närok na dävku len s prihliadnutim na doby 
poistenia ziskane podl’a prävnych predpisov obidvoch zmlu- 
vnych stätov, urci sa dävka nasledovnym spösobom: 

1. Slovensky nositel’ najprv zisti, ci podl'a jeho prävnych pred- 
pisov splna prislusnä osoba s prihliadnutim na sücet döb 
poistenia podmienky näroku na dävku. 

2. Ak vznikol närok na dävku podl'a bodu 1 , vypocita slovensky 
nositel’ najprv teoretickü sumu dävky, ktorä by osobe patrila, 
keby sa vsetky doby poistenia ziskane podl’a prävnych pred- 
pisov obidvoch zmluvnych stätov zohl'adnili podl'a 
slovenskych prävnych predpisov. 

3. Na zäklade teoretickej sumy dävky vymeria nositel' dävku v 
sume zodpovedajücej pomeru medzi skutocne ziskanou 
dobou poistenia podl'a slovenskych prävnych predpisov a 
celkovymi dobami poistenia ziskanymi podl’a prävnych 
predpisov obidvoch zmluvnych stätov. 

(3) Ak slovensky nositel’ möze vypocitat’ sumu dävky len s 
prihliadnutim na doby poistenia ziskane podl’a slovenskych 
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slowakischen Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden, berech- 
nen, wird die Bestimmung des Absatzes 2 nicht angewandt. 

(4) Das durchschnittliche Monatsentgelt, das erforderlich ist, 
um die Rentenhöhe festzulegen, wird nach den slowakischen 
Rechtsvorschriften berechnet. 

(5) Wird dem Bezieher einer Leistung aus der slowakischen 
Rentenversorgung gleichzeitig eine Leistung anderer Art aus der 
deutschen Sozialversicherung oder nach anderen innerstaat- 
lichen deutschen Gesetzen gezahlt, erfolgt keine Verminderung 
der Leistung aus der slowakischen Rentenversorgung wegen 
Zusammentreffens der Leistungen. 


Kapitel 2 

Unfallversicherung 

(Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten) 

Artikel 15 

Berücksichtigung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor, 
dass bei der Bemessung des Grades der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit oder der Feststellung des Leistungsanspruchs 
infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit im Sinne 
dieser Rechtsvorschriften andere Arbeitsunfälle oder Berufs- 
krankheiten zu berücksichtigen sind, so gilt dies auch für die 
unter die Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats fallen- 
den Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, als ob sie unter die 
Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaats gefallen wären. 
Den zu berücksichtigenden Arbeitsunfällen stehen solche gleich, 
die nach anderen Vorschriften als Unfälle oder andere Entschädi- 
gungsfälle zu berücksichtigen sind. 

(2) Der zur Entschädigung des eingetretenen Versicherungs- 
falls zuständige Träger setzt seine Leistung nach dem Grad der 
durch den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit eingetretenen 
Minderung der Erwerbsfähigkeit fest, den er nach den für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften zu berücksichtigen hat. 

Artikel 16 
Berücksichtigung 

gesundheitsgefährdender Beschäftigungen 

(1) Für den Leistungsanspruch aufgrund einer Berufskrankheit 
berücksichtigt der Träger eines Vertragsstaats auch Beschäfti- 
gungen, die bei Anwendung der Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragsstaats ausgeübt wurden und ihrer Art nach geeignet 
waren, diese Krankheit zu verursachen (gesundheitsgefährdende 
Beschäftigung). Besteht dabei nach den Rechtsvorschriften bei- 
der Vertragsstaaten ein Leistungsanspruch, so werden die Sach- 
leistungen und die Geldleistungen mit Ausnahme der Rente nur 
nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats erbracht, in des- 
sen Hoheitsgebiet sich die berechtigte Person gewöhnlich auf- 
hält. Besteht nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
Anspruch auf Rente aus der Unfallversicherung, so hat der Trä- 
ger dieses Vertragsstaats nur den Teil zu erbringen, der dem 
Verhältnis der Dauer der gesundheitsgefährdenden Beschäfti- 
gungen bei Anwendung der Rechtsvorschriften des eigenen Ver- 
tragsstaats zur Dauer der gesundheitsgefährdenden Beschäf- 
tigungen bei der Anwendung der Rechtsvorschriften beider Ver- 
tragsstaaten entspricht. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Neufeststellung eines Leistungs- 
anspruchs aufgrund einer Verschlimmerung einer Berufskrank- 
heit. Beruht diese auf der erneuten Ausübung einer gesundheits- 
gefährdenden Beschäftigung, besteht Anspruch auf Rente für die 
Verschlimmerung nur nach den Rechtsvorschriften des Vertrags- 
staats, unter dessen Rechtsvorschriften diese Beschäftigung 
ausgeübt wurde. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Leistungen an Hin- 
terbliebene. 


prävnych predpisov, nepouzije ustanovenie odseku 2. 

(4) Priemerny mesacny zärobok, ktory je potrebny na urcenie 
vysky döchodku sa vypocita podl’a slovenskych prävnych pred- 
pisov. 

(5) Ak sa poberatel'ovi dävky zo slovenskeho döchodkoveho 
zabezpecenia vypläca sücasne dävka ineho druhu z 
nemeckeho sociälneho poistenia alebo podl'a inych nemeckych 
vnütrostätnych zäkonov, zmzenie dävky vypläcanej zo slovens- 
keho döchodkoveho zabezpecenia sa z dövodu sübehu nevy- 
konä. 


Druhä kapitola 
llrazove poistenie 

(Pracovne ürazy a choroby z povolania) 

Clänok 15 

Zohl’adnenie pracovnych 
ürazov a choröb z povolania 

(1) Ak prävne predpisy jedneho zmluvneho stätu ustanovujü, 
ze pri urceni stupna zmzenia pracovnej schopnosti alebo pri 
urceni näroku na dävky v dösledku pracovneho ürazu alebo 
choroby z povolania je podl’a tychto prävnych predpisov potreb- 
ne zohl’adnit’ ine pracovne ürazy alebo choroby z povolania, 
toto plati aj pre pracovne ürazy a choroby z povolania podlieha- 
jüce prävnym predpisom druheho zmluvneho stätu, tak ako 
keby podliehali prävnym predpisom prveho zmluvneho stätu. 
Pracovnym ürazom, ktore treba zohl’adnit’ sü postavene na 
roven take ürazy, ktore musia byt' zohl’adnene ako ürazy alebo 
ine pripady odskodnenia podl’a inych predpisov. 

(2) Nositel’ prislusny na odskodnenie vzniknutej poistnej uda- 
losti urci svoje plnenie podl’a stupna zmzenia pracovnej schop- 
nosti zapricinenej pracovnym ürazom alebo chorobou z povola- 
nia, ktory je povinny zohl'adnit’ podl'a prävnych predpisov, ktore 
sa na neho vzt’ahujü. 

Clänok 16 
Zohl’adnovanie 

zamestnani ohrozujücich zdravie 

(1) Na närok na dävku z dövodu choroby z povolania nositel' 
jedneho zmluvneho stätu zohl’adnuje aj tie zamestnania, ktore 
boli vykonävane pri uplatnovam prävnych predpisov druheho 
zmluvneho stätu a ktore svojim charakterom mohli vyvolat’ tüto 
chorobu (zamestnanie ohrozujüce zdravie). Ak v tomto pripade 
podl'a prävnych predpisov obidvoch zmluvnych stätov vznikol 
närok na dävku, budü vecne a penazne dävky s vynimkou 
döchodku poskytovane len podl’a prävnych predpisov toho 
zmluvneho stätu, na üzemi ktoreho mä osoba trvaly pobyt. Ak 
podl'a prävnych predpisov jedneho zmluvneho stätu vznikol 
närok na döchodok z ürazoveho poistenia, potom nositel' tohto 
zmluvneho stätu je povinny poskytnüt’ len takü cast’ döchodku, 
ktorä zodpovedä pomeru trvania zamestnania ohrozujüceho 
zdravie pri uplatnovam prävnych predpisov vlastneho zmluv- 
neho stätu k trvaniu zamestnania ohrozujüceho zdravie podl’a 
prävnych predpisov obidvoch zmluvnych stätov. 


(2) Odsek 1 plati tiez pre nove urcenie näroku na dävku na 
zäklade zhorzenia choroby z povolania. Ak toto zhorsenie 
vyplyva z opätovneho vykonävania zdravia ohrozujüceho 
zamestnania, potom tu existuje närok na döchodok z dövodu 
zhorzenia len podl’a prävnych predpisov toho zmluvneho stätu, 
podl'a ktoreho prävnych predpisov sa toto zamestnanie 
vykonävalo. 

(3) Odseky 1 a 2 platia tiez na pozostalostne dävky. 
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Teil III 

Verschiedene Bestimmungen 

Kapitel 1 

Amts- und Rechtshilfe 

Artikel 17 

Amts- und Rechtshilfe 
und ärztliche Untersuchungen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern und andere Behörden 
der Vertragsstaaten leisten einander bei Durchführung dieses 
Abkommens und der vom sachlichen Geltungsbereich nach Arti- 
kel 2 Absatz 1 erfassten Rechtsvorschriften gegenseitige Hilfe, 
als wendeten sie die für sie geltenden Rechtsvorschriften an. Die 
Hilfe ist kostenlos. Barauslagen mit Ausnahme der Portokosten 
werden jedoch erstattet. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für ärztliche Untersuchungen. Die 
Kosten für die Untersuchungen, der Verdienstausfall, die Kosten 
für Unterbringung zu Beobachtungszwecken, die Reisekosten 
und sonstige Barauslagen mit Ausnahme der Portokosten sind 
von der ersuchenden Stelle zu erstatten. Die Kosten werden 
nicht erstattet, wenn die ärztliche Untersuchung im Interesse der 
zuständigen Träger beider Vertragsstaaten liegt. 

Artikel 18 

Anerkennung vollstreckbarer Bescheide 

(1) Die vollstreckbaren Bescheide der Träger oder anderer 
Behörden eines Vertragsstaats über Beiträge und sonstige For- 
derungen aus der Sozialen Sicherheit werden im anderen Ver- 
tragsstaat anerkannt. 

(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn sie der 
öffentlichen Ordnung (ordre public) des Vertragsstaats wider- 
spricht, in dem der Bescheid anerkannt werden soll. 

(3) Die nach Absatz 1 anerkannten vollstreckbaren Bescheide 
werden im anderen Vertragsstaat vollstreckt. Das Vollstre- 
ckungsverfahren richtet sich nach den Rechtsvorschriften, die in 
dem Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet vollstreckt werden 
soll, für die Vollstreckung der in diesem Staat erlassenen ent- 
sprechenden Bescheide gelten. Die Ausfertigung des Beschei- 
des muss mit der Vollstreckungsklausel versehen sein. 

(4) Forderungen von Trägern im Hoheitsgebiet eines Vertrags- 
staats haben beim Zwangsvollstreckungs- und Insolvenzverfah- 
ren im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats die gleichen 
Rechte wie entsprechende Forderungen im Hoheitsgebiet dieses 
Vertragsstaats. 

Artikel 19 

Schadensersatz- 
ansprüche des Trägers gegen Dritte 

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats Leistungen für einen Schaden zu erhalten hat, der 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingetreten ist, 
nach dessen Vorschriften gegen einen Dritten Anspruch auf 
Ersatz des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den Träger 
des ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften über; der andere Vertragsstaat erkennt diesen Über- 
gang an. 

(2) Hat der Träger eines Vertragsstaats nach dessen Rechts- 
vorschriften gegen einen Dritten einen ursprünglichen Ersatz- 
anspruch, so erkennt der andere Vertragsstaat dies an. 

(3) Stehen Ersatzansprüche hinsichtlich gleichartiger Leistun- 
gen aus demselben Schadensfall sowohl einem Träger des einen 
Vertragsstaats als auch einem Träger des anderen Vertrags- 
staats zu, so macht der Träger des einen Vertragsstaats auf 
Antrag des Trägers des anderen Vertragsstaats auch dessen 
Ersatzanspruch geltend. Der Dritte kann die Ansprüche der bei- 


Tretia cast’ 

Rözne ustanovenia 

Prvä kapitola 
Üradnä a prävna pomoc 

Clänok 17 

Üradnä a prävna 
pomoc a lekärske vysetrenia 

(1) Nositelia, zdruzenia nositel'ov a ine ürady zmluvnych 
stätov si pri vykonävani tejto zmluvy a prävnych predpisov uve- 
denych vo vecnom rozsahu v clänku 2 odsek 1 vzäjomne posky- 
tujü pomoc tak, ako keby islo o uplatnovanie ich vlastnych 
prävnych predpisov. Täto pomoc je bezplatnä. Vydavky v hoto- 
vosti sa uhrädzajü s vynimkou postovych poplatkov. 

(2) Prvä veta odseku 1 plati aj na lekärske vysetrenia. Näkla- 
dy na vysetrenie, ubytovanie na ücely pozorovania, cestovne 
ührady, strata na zärobku a ine vydavky vyplatene v hotovosti s 
vynimkou postovneho, uhrädza ziadatel’. Näklady nebudü uhra- 
dene, ak je lekärske vysetrenie v zäujme prislusnych nositel'ov 
obidvoch zmluvnych stätov. 


Clänok 18 

Uznävanie vykonatel’nych rozhodnuti 

(1) Vykonatel’ne rozhodnutia nositel’ov alebo inych üradov 
jedneho zmluvneho statu o prispevkoch a inych pohl'adävkach 
zo sociälneho zabezpecenia sü uznävane druhym zmluvnym 
stätom. 

(2) Uznanie möze byt’ zamietnute len ak odporuje verejnemu 
poriadku zmluvneho statu (ordre public), v ktorom mä byt' 
rozhodnutie uznane. 

(3) Vykonatel’ne rozhodnutia uznane podl’a odseku 1 sa 
vykonajü v druhom zmluvnom stäte. Konanie o vykone rozhod- 
nutia sa spravuje prävnymi predpismi, ktore platia v zmluvnom 
stäte, na üzemi ktoreho majü byt' vykonane zodpovedajüce 
rozhodnutia vydane na vykonanie v tomto stäte. Vyhotovenie 
rozhodnutia musi byt’ opatrene dolozkou vykonatel’nosti. 

(4) Pohl’adävky nositel'ov na üzemi jedneho zmluvneho statu 
majü pri exekucnom, konkurznom a vyrovnacom konani na 
üzemi druheho zmluvneho statu rovnake prävne postavenie ako 
prislusne pohl'adävky na üzemi tohoto zmluvneho stätu. 

Clänok 19 
Näroky nositel’a 

na nähradu skody voci tretim osobäm 

(1) Ak osoba, ktorä mä podl’a prävnych predpisov jedneho 
zmluvneho stätu dostat' plnenie za skodu, ktorä vznikla na 
üzemi druheho zmluvneho stätu podl'a jeho prävnych predpi- 
sov, mä närok voci tretej osobe na nähradu skody, potom 
prechädza tento närok na nähradu na nositel'a prveho zmlu- 
vneho stätu podl’a pre neho platnych prävnych predpisov; druhy 
zmluvny stät tento prechod näroku na nähradu skody uznä. 

(2) Ak mä nositel’ jedneho zmluvneho stätu podl’a jeho 
prävnych predpisov pövodny närok na nähradu skody voci tretej 
osobe, potom to druhy zmluvny stät uznä. 

(3) Ak näroky na nähradu skody tykajüce sa dävok rovnakeho 
druhu z toho isteho skodoveho pripadu patria tak nositel’ovi jed- 
neho zmluvneho stätu, ako aj nositel’ovi druheho zmluvneho 
stätu, potom nositel’ jedneho zmluvneho stätu na ziadost’ nosi- 
tel’a druheho zmluvneho stätu uplatni aj jeho närok na nähradu 
skody. Tretia osoba möze näroky nositel’ov uspokojit’ s oslo- 
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den Träger mit befreiender Wirkung durch Zahlung an den einen 
oder anderen Träger befriedigen. Im Innenverhältnis sind die Trä- 
ger anteilig im Verhältnis der von ihnen zu erbringenden Leistun- 
gen ausgleichspflichtig. 

(4) Soweit der Schadensersatzanspruch einer Person den 
Anspruch auf Ersatz von Beiträgen zur Sozialversicherung 
umfasst, geht auch dieser Ersatzanspruch auf den Leistungs- 
träger des ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften über. 

Artikel 20 

Gebühren und Legalisation 

(1) Die nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor- 
gesehene Befreiung oder Ermäßigung von Steuern oder Ver- 
waltungsgebühren einschließlich Konsulargebühren sowie die 
Erstattung von Auslagen für Schriftstücke oder Urkunden, die in 
Anwendung der Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaats vorzu- 
legen sind, erstreckt sich auch auf die entsprechenden Schrift- 
stücke und Urkunden, die in Anwendung dieses Abkommens 
oder der vom sachlichen Geltungsbereich nach Artikel 2 Absatz 1 
erfassten Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats vorzu- 
legen sind. 

(2) Urkunden und Schriftstücke, die in Anwendung dieses 
Abkommens oder der vom sachlichen Geltungsbereich nach 
Artikel 2 Absatz 1 erfassten Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staats vorzulegen sind, bedürfen gegenüber Stellen des anderen 
Vertragsstaats keiner Legalisation oder einer anderen ähnlichen 
Förmlichkeit. 

Artikel 21 

Zustellung und Verkehrssprachen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern und andere Behörden 
der Vertragsstaaten können bei der Durchführung dieses 
Abkommens und der vom sachlichen Geltungsbereich nach Arti- 
kel 2 Absatz 1 erfassten Rechtsvorschriften unmittelbar mitein- 
ander und mit den beteiligten Personen und deren Vertretern in 
ihren Amtssprachen verkehren. Rechtsvorschriften über die 
Zuziehung von Dolmetschern bleiben unberührt. Bescheide oder 
sonstige Schriftstücke können einer Person, die sich im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats aufhält, unmittelbar durch ein- 
geschriebenen Brief mit Rückschein zugestellt werden. Satz 3 
gilt auch für Bescheide und andere zustellungsbedürftige Schrift- 
stücke, die bei der Durchführung des deutschen Gesetzes über 
die Versorgung der Opfer des Krieges und derjenigen Gesetze, 
die eine entsprechende Anwendung dieses Gesetzes vorsehen, 
erlassen werden. 

(2) Die Träger, Verbände von Trägern und andere Behörden 
der Vertragsstaaten dürfen Eingaben und Urkunden nicht 
zurückweisen, weil sie in der Amtssprache des anderen Ver- 
tragsstaats abgefasst sind. 

Artikel 22 

Gleichstellung von Anträgen 

(1) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Vertragsstaats bei einer Stelle im anderen Vertragsstaat 
gestellt worden, die für die Annahme des Antrags auf eine ent- 
sprechende Leistung nach den für sie geltenden Rechts- 
vorschriften zugelassen ist, so gilt der Antrag als bei dem zustän- 
digen Träger gestellt. Dies gilt für sonstige Anträge sowie für 
Erklärungen und Rechtsbehelfe entsprechend. 

(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe sind von der 
Stelle des einen Vertragsstaats, bei der sie eingereicht worden 
sind, unverzüglich an die zuständige Stelle des anderen Ver- 
tragsstaats weiterzuleiten. 

(3) Ein Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvorschriften 
des einen Vertragsstaats gilt auch als Antrag auf eine entspre- 
chende Leistung nach den Rechtsvorschriften des anderen Ver- 
tragsstaats. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller ausdrücklich 


bodzujücim ücinkom platbou jednemu alebo druhemu nosite- 
l’ovi. Nositelia sli vo vnütornom vzt’ahu povinni sa vzäjomne 
vyrovnat’ v pomere nimi poskytovaneho plnenia. 

(4) Ak närok urcitej osoby na nähradu skody zahrna aj närok 
na nähradu prispevkov na sociälne poistenie, prechädza aj 
tento närok na nähradu skody na nositel’a plnenia prveho 
zmluvneho stätu podl'a pre neho platnych prävnych predpisov. 


Clänok 20 

Poplatky a legalizäcia 

(1) Ak prävne predpisy jedneho zmluvneho stätu ustanovujü 
oslobodenie od danf, sprävnych poplatkov vrätane kon- 
zulärnych poplatkov alebo ich znizenie a ühradu vydavkov za 
pisomnosti alebo doklady, ktore je potrebne predlozit’ pri 
vykonävani prävnych predpisov tohto zmluvneho stätu, toto sa 
vzt’ahuje aj na prislusne pisomnosti a doklady, ktore je potrebne 
predlozit' pri vykonävani tejto zmluvy alebo prävnych predpisov 
druheho zmluvneho stätu uvedenych vo vecnom rozsahu v clän- 
ku 2 odsek 1 . 

(2) Doklady a pisomnosti, ktore je potrebne predlozit’ pri 
vykonävani tejto zmluvy alebo prävnych predpisov jedneho 
zmluvneho stätu uvedenych vo vecnom rozsahu v clänku 2 
odsek 1 vo vzt’ahu k pracoviskäm druheho zmluvneho stätu 
nevyzadujü legalizäciu alebo iny obdobny formälny ükon. 


Clänok 21 

Dorucovanie a dorozumievacie jazyky 

(1) Nositelia, zdruzenia nositel’ov a ine ürady zmluvnych 
stätov mözu pri vykonävani tejto zmluvy a prävnych predpisov 
uvedenych vo vecnom rozsahu v clänku 2 odsek 1 priamo medzi 
sebou ako aj so zücastnenymi osobami a ich zästupcami komu- 
nikovat’ vo svojich stätnych jazykoch. Prävne predpisy o 
prizyvani tlmocmkov tymto nie sü dotknute. Rozhodnutia alebo 
ine pisomnosti mözu byt’ dorucene priamo osobe zdrziavajücej 
sa na üzemi druheho zmluvneho stätu doporucene s nävratkou. 
Tretia veta plati aj pre rozhodnutia a ine dorucovane pisomnosti, 
ktore sa vydävajü pri vykonävani nemeckeho zäkona o zabez- 
peceni obeti vojny a zäkonov primerane upravujücich pouziva- 
nie tohto zäkona. 


(2) Nositelia, zdruzenia nositel’ov a ine ürady zmluvnych 
stätov nemözu odmietnut’ prijatie podani a dokladov z dövodu, 
ze tieto sü napisane v stätnom jazyku druheho zmluvneho stätu. 


Clänok 22 
Rovnost’ ziadosti 

(1) Ak bola ziadost’ o dävku podl'a prävnych predpisov jed- 
neho zmluvneho stätu podanä na mieste v druhom zmluvnom 
stäte, ktore je prislusne prijat’ ziadost’ o zodpovedajücu dävku 
podl’a jeho platnych prävnych predpisov, potom sa ziadost’ 
povazuje za podanü prislusnemu nositel'ovi. Toto plati primera- 
ne pre ine ziados'ti, ako aj vyhläsenia a opravne prostriedky. 

(2) Ziadosti, vyhläsenia a opravne prostriedky musi institücia 
jedneho zmluvneho stätu uvedenä v odseku 1, ktorej boli 
podane, bez meskania postüpit’ prislusnej institücii druheho 
zmluvneho stätu. 

(3) Ziadost’ o dävku podanä podl'a prävnych predpisov jed- 
neho zmluvneho stätu sa povazuje aj za ziadost’ o zodpoveda- 
jücu dävku podl’a prävnych predpisov druheho zmluvneho 
stätu. Toto neplati ak ziadatel' vyslovne pozaduje, aby urcenie 
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beantragt, dass die Feststellung eines Anspruchs auf eine Leis- 
tung bei Alter nach den Rechtsvorschriften des anderen Ver- 
tragsstaats aufgeschoben wird. 

Artikel 23 

Vertretung durch eine 

diplomatische oder konsularische Vertretung 

Eine diplomatische oder konsularische Vertretung des einen 
Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats ist 
berechtigt, auf Antrag des Berechtigten die zur Sicherung und 
Erhaltung der Rechte der Staatsangehörigen des ersten Ver- 
tragsstaats notwendigen Handlungen ohne Nachweis einer Voll- 
macht vorzunehmen. Sie kann insbesondere bei den Trägern, 
Verbänden von Trägern, anderen Behörden und Gerichten des 
anderen Vertragsstaats im Interesse der Staatsangehörigen 
Anträge stellen, Erklärungen abgeben oder Rechtsbehelfe er- 
bringen. 

Artikel 24 
Datenschutz 

(1) Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beach- 
tung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften: 

1. Die Daten dürfen für die Durchführung dieses Abkommens 
und der Rechtsvorschriften, auf die es sich bezieht, an die 
danach im Empfängerstaat zuständigen Stellen übermittelt 
werden. Der Empfängerstaat darf sie für diese Zwecke ver- 
arbeiten und nutzen. Eine Weiterübermittlung im Empfänger- 
staat an andere Stellen oder die Verwendung im Empfänger- 
staat für andere Zwecke ist im Rahmen des Rechts des 
Empfängerstaats zulässig, wenn dies Zwecken der sozialen 
Sicherung einschließlich damit zusammenhängender gericht- 
licher Verfahren dient. Dies verhindert jedoch nicht die Wei- 
terübermittlung dieser Daten in Fällen, in denen hierzu nach 
den Gesetzen und sonstigen Vorschriften des Empfänger- 
staats für strafrechtlich geschützte Belange oder für steuer- 
liche Zwecke eine Verpflichtung besteht. Im Übrigen darf die 
Weiterübermittlung an andere Stellen nur mit vorheriger 
Zustimmung der übermittelnden Stelle erfolgen. 

2. Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Ersu- 
chen in Einzelfällen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem inner- 
staatlichen Recht des jeweiligen Vertragsstaats geltenden 
Verbote für die Übermittlung von Daten zu beachten. Erweist 
sich, dass unrichtige Daten oder Daten, die nach dem Recht 
des übermittelnden Staates nicht übermittelt werden durften, 
übermittelt worden sind, so ist dies der empfangenden Stelle 
unverzüglich mitzuteilen. Sie ist verpflichtet, die Berichtigung 
oder Löschung vorzunehmen. 

4. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Im Übrigen richtet 
sich das Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person 
vorhandenen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem inner- 
staatlichen Recht des Vertragsstaats, von dessen Stelle die 
Auskunft begehrt wird. 

5. Hat eine Stelle des einen Vertragsstaats personenbezogene 
Daten aufgrund dieses Abkommens übermittelt, kann die 
empfangende Stelle des anderen Vertragsstaats sich im Rah- 
men ihrer Haftung nach Maßgabe des innerstaatlichen 
Rechts gegenüber dem Geschädigten zu ihrer Entlastung 
nicht darauf berufen, dass die übermittelten Daten unrichtig 
gewesen sind. Leistet die empfangende Stelle Schadenser- 
satz wegen eines Schadens, der durch die Verwendung von 


näroku na dävku v pripade staroby podl’a prävnych predpisov 
druheho zmluvneho statu bolo odlozene. 

Clänok 23 

Zastupovanie diplomatickou 
misiou alebo konzulärnym üradom 

Diplomatickä misia alebo konzulärny ürad jedneho zmluv- 
neho statu na üzemi druheho zmluvneho statu je oprävneny na 
ziadost’ oprävnenej osoby vykonat’ nutne ükony na zabezpece- 
nie a zachovanie präv stätnych obcanov prveho zmluvneho 
statu, pricom sa nemusi preukäzat’ plnou mocou. Tieto mözu v 
zäujme stätnych obcanov najmä podävat’ ziadosti, vydävat’ 
vyhläsenia alebo podävat’ opravne prostriedky u nositel’ov, 
zdruzeni nositel’ov a na inych üradoch a na südoch druheho 
zmluvneho stätu. 


Clänok 24 
Ochrana üdajov 

(1) Ak sa na zäklade tejto zmluvy podl’a ustanovem 
vnütrostätneho prävneho poriadku poskytujü osobne üdaje, 
uplathujü sa pri dodrzani prävnych predpisov platnych pre kazdy 
zmluvny stät nasledovne ustanovenia: 

1 . Na ücely vykonävania tejto zmluvy a prävnych predpisov, na 
ktore sa täto zmluva vzt’ahuje mözu byt’ üdaje odovzdane 
prislusnym miestam v prijimajücom stäte. Prijimajüci stät ich 
möze spracovat’ a pouzit’ na tieto ücely. Ich odovzdävanie 
miestam v prijimajücom stäte alebo ich vyuzitie na ine ücely 
v prijimajücom stäte je pripustne len podl’a prävneho poriad- 
ku prijimajüceho stätu, akto slüzi ücelom sociälneho zabez- 
pecenia vrätane s tym süvisiacim südnym konanim. To 
nebräni odovzdävaniu tychto üdajov v pripadoch, ak existuje 
takäto povinnost’ podl’a zäkonov a inych predpisov prijima- 
jüceho stätu s prihliadnutim na zäujmy chränene trestno- 
prävnymi predpismi alebo na dahove ücely. V inych pripa- 
doch sa näsledne odovzdävanie d'alsim miestam möze 
uskutocnit’ len s predchädzajücim sühlasom poskytujüceho 
miesta. 

2. Prijemca v jednotlivych pripadoch na poziadanie informuje 
miesto, ktore odovzdävanie uskutocnilo o vyuziti poskyto- 
vanych üdajov ako aj o vysledkoch, ktore sa tym dosiahli. 

3. Miesto, ktore odovzdävanie uskutocnilo, je povinne dohlia- 
dat’ na sprävnost’ poskytovanych üdajov ako aj na potrebu a 
primeranost’ vzhl’adom na ücel, na ktory sa odovzdanie 
uskutocnilo. Pri tom je potrebne zohl’adnit’ zäkazy odo- 
vzdävania üdajov, ktore platia podl'a vnütrostätneho präv- 
neho poriadku toho ktoreho stätu. Ak sa preukäze, ze boli 
poskytnute nesprävne üdaje alebo üdaje, ktore sa podl'a 
prävneho poriadku poskytujüceho stätu nesmü odovzdävat', 
tüto skutocnost’ je potrebne bez meskania oznämit' prijima- 
jücemu miestu. To je povinne vykonat’ ich opravu alebo 
vymazanie. 

4. Na ziadost’ dotknutej osoby musi jej byt’ poskytnute oznä- 
menie, na aky predpokladany ücel sa vyuzivajü poskytovane 
üdaje, ktore sa jej tykajü. Inak sa prävo dotknutej osoby na 
ziskanie informäcie o üdajoch, ktore o nej existujü, spravuje 
vnütrostätnym prävnym poriadkom toho zmluvneho stätu, od 
ktoreho miesta sa tieto informäcie pozadujü. 

5. Ak urcite miesto jedneho zmluvneho stätu v sülade s touto 
zmluvou odovzdalo urcite osobne üdaje, nemöze sa prijima- 
jüce miesto druheho zmluvneho stätu v rämci svojho rucenia 
podl’a vnütrostätneho prävneho poriadku odvolävat' pri svo- 
jej obhajobe voci poskodenemu na to, ze poskytnute üdaje 
neboli sprävne. Ak prijimajüce miesto poskytne nähradu 
skody z dövodu skody, ku ktorej doslo v dösledku pouzitia 
nesprävne poskytnutych üdajov, v takom pripade miesto, 
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unrichtig übermittelten Daten verursacht wurde, so erstattet 
die übermittelnde Stelle der empfangenden Stelle den 
Gesamtbetrag des geleisteten Ersatzes. 

6. Übermittelte personenbezogene Daten sind zu löschen, 
sobald sie zu dem Zweck, zu dem sie übermittelt worden 
sind, nicht mehr erforderlich sind und kein Grund zu der 
Annahme besteht, dass durch die Löschung schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen im Bereich der sozialen Siche- 
rung beeinträchtigt werden. 

7. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezoge- 
nen Daten festzuhalten. 

8. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, personenbezogene Daten, die übermittelt werden, wirk- 
sam gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und 
unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten für Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse entsprechend. 

Kapitel 2 

Durchführung und 
Auslegung des Abkommens 

Artikel 25 
Durchführung des 

Abkommens und Verbindungsstellen 

(1) Die Regierungen oder die zuständigen Behörden können 
die zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen Verein- 
barungen schließen. Die zuständigen Behörden unterrichten ein- 
ander über Änderungen und Ergänzungen der für sie geltenden 
vom sachlichen Geltungsbereich nach Artikel 2 Absatz 1 erfassten 
Rechtsvorschriften. 

(2) Zur Durchführung dieses Abkommens werden hiermit 
folgende Verbindungsstellen bestimmt: 

1 . in der Slowakischen Republik 

die Sozialversicherungsanstalt Pressburg 
(Sociälna poist’ovria, Bratislava); 

2. in der Bundesrepublik Deutschland 

für die Rentenversicherung der Arbeiter 

die Landesversicherungsanstalt Niederbayern-Oberpfalz, 

Landshut, 


für die Rentenversicherung der Angestellten 

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

für die knappschaftliche Rentenversicherung 
die Bundesknappschaft, Bochum, 

für die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
die Landesversicherungsanstalt für das Saarland, Saar- 
brücken, 

für die Unfallversicherung 

der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaf- 
ten e.V., Sankt Augustin, 


soweit die deutschen gesetzlichen Krankenversicherungs- 
träger an der Durchführung des Abkommens beteiligt sind, 
die Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung - Aus- 
land, Bonn. 


ktore tieto üdaje odovzdalo, uhradi prijimajücemu miestu 
celkovü sumu poskytnutej nährady. 

6. Poskytnute osobne üdaje musia byt’ vymazane, ak uz nie sü 
potrebne na ücel, na ktory boli odovzdane a nie je dövod sa 
domnievat', ze by sa ich vymazamm obmedzili zäujmy dot- 
knutej osoby v oblasti sociälneho zabezpecenia, ktore je pot- 
rebne chränit’. 

7. Poskytujüce a prijimajüce miesta sü povinne evidovat’ 
poskytnutie i prijatie osobnych üdajov. 

8. Poskytujüce a prijimajüce miesta sü povinne ücinne chränit’ 
poskytovane osobne üdaje pred nepovolanym pristupom, 
nepovolanou zmenou a nepovolanym zverejnenim. 

(2) Ustanovenia odseku 1 platia primerane pre prevädzkove a 
obchodne tajomstvä. 

Druhä kapitola 

Vykonävanie 
a vyklad zmluvy 

Clänok 25 

Vykonävanie 

zmluvy a kontaktne miesta 

(1) Vlädy alebo prislusne ürady mözu na ücely vykonävania 
tejto zmluvy uzavriet’ potrebne dohody. Prislusne ürady sa infor- 
mujü o zmenäch a doplnkoch pre ne platnych prävnych predpi- 
sov uvedenych vo vecnom rozsahu v clänku 2 odsek 1 . 


(2) Na ücely vykonävania tejto zmluvy sa urcujü nasledovne 
kontaktne miesta: 

1 . v Slovenskej republike 

Sociälna poist’ovria, Bratislava 
(Sozialversicherungsanstalt, Pressburg) 

2. v Spolkovej republike Nemecko 

pre döchodkove poistenie robotnikov 
Krajinskä poist’ovria Dolne Bavorsko-Horne Falcko, Lands- 
hut, 

die Landesversicherungsanstalt Niederbayern-Oberpfalz, 
Landshut, 

pre döchodkove poistenie zamestnancov 
Spolkovä poist’ovria pre zamestnancov, Berlin, 
die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

pre döchodkove poistenie banikov 
Spolkove banske bratstvo, Bochum, 
die Bundesknappschaft, Bochum, 

pre pripoistenie hutnikov 
Krajinskä poist'ovria pre Särsko, Saarbrücken, 
die Landesversicherungsanstalt für das Saarland, Saar- 
brücken, 

pre ürazove poistenie 

Hlavny zväz priemyslovych profesnych zdruzeni, registro- 
vany spolok, Sankt Augustin, 

der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaf- 
ten e.V., Sankt Augustin 

pokial’ sa na vykonävani tejto zmluvy podiel’ajü nemecki 
nositelia zäkonneho 
nemocenskeho poistenia, je to 

Nemecke kontaktne miesto Nemocenske poistenie - zahra- 
nicie, Bonn. 

die Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung - 
Ausland, Bonn. 
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(3) Soweit die deutschen Rechtsvorschriften es nicht bereits 
vorschreiben, ist innerhalb der Rentenversicherung der Arbeiter 
die für diese bestimmte Verbindungsstelle für alle Verfahren 
einschließlich der Feststellung und Erbringung von Leistungen 
zuständig, wenn 

1 . Versicherungszeiten nach den deutschen und slowakischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt oder anzurechnen sind oder 

2. sonstige im Gebiet der Slowakischen Republik zurückgelegte 
Zeiten nach den deutschen Rechtsvorschriften über Fremd- 
renten anzurechnen sind oder 

3. der Berechtigte sich im Hoheitsgebiet der Slowakischen 
Republik gewöhnlich aufhält oder 

4. der Berechtigte sich als slowakischer Staatsangehöriger 
gewöhnlich außerhalb der Vertragsstaaten aufhält. 

Dies gilt für Leistungen zur Rehabilitation nur, wenn sie im Rah- 
men eines laufenden Rentenverfahrens erbracht werden. 

(4) Die Zuständigkeit der Bahnversicherungsanstalt und der 
Seekasse nach den deutschen Rechtsvorschriften bleibt unbe- 
rührt. 

(5) Die Verbindungsstellen und die in Absatz 4 genannten Stel- 
len werden ermächtigt, unter Beteiligung der zuständigen Behör- 
den unbeschadet des Absatzes 1 für ihren Zuständigkeitsbereich 
die zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen und 
zweckmäßigen Verwaltungsmaßnahmen zu vereinbaren, ein- 
schließlich des Verfahrens über die Erstattung und die Zahlung 
von Geldleistungen. 

(6) Absatz 5 gilt entsprechend für die in Artikel 1 1 Satz 1 von 
den zuständigen Behörden bezeichneten Stellen. 

Artikel 26 

Währung und Umrechnungskurse 

Leistungen können von einem Träger eines Vertragsstaats an 
eine Person, die sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats aufhält, in dessen Währung mit befreiender Wirkung 
erbracht werden. Im Verhältnis zwischen dem Träger und dem 
Berechtigten ist für die Umrechnung der Kurs des Tages maß- 
gebend, der bei der Übermittlung der Leistung zugrunde gelegt 
worden ist. Hat ein Träger an den Träger des anderen Vertrags- 
staats Zahlungen vorzunehmen, so sind diese in der Währung 
des zweiten Vertragsstaats vorzunehmen. 

Artikel 27 
Erstattungen 

(1) Hat der Träger eines Vertragsstaats einer Person Leistun- 
gen zu Unrecht erbracht, so kann der zu Unrecht erbrachte 
Betrag von einer Leistung, auf die die Person nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Vertragsstaats Anspruch hat, zuguns- 
ten des Trägers des ersten Vertragsstaats einbehalten werden. 

(2) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften eines Ver- 
tragsstaats Anspruch auf eine Geldleistung für einen Zeitraum, 
für den ihr oder ihren Angehörigen von einem Fürsorgeträger des 
anderen Vertragsstaats Leistungen erbracht worden sind, so ist 
diese Leistung auf Ersuchen und zugunsten des ersatzberechtig- 
ten Fürsorgeträgers des anderen Vertragsstaats einzubehalten, 
als sei dieser ein Fürsorgeträger mit dem Sitz im Hoheitsgebiet 
des ersten Vertragsstaats. Die Pflicht zur Erstattung besteht 
nicht, soweit der Leistungsträger selbst geleistet hat, bevor er 
von der Leistung des Fürsorgeträgers Kenntnis erlangt hat. 


Artikel 28 
Streitbeilegung 

(1) Streitigkeiten zwischen den beiden Vertragsstaaten über 
die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens werden, 
soweit möglich, durch die zuständigen Behörden beigelegt. 


(3) Ak to uz nepredpisujü nemecke prävne predpisy, je kon- 
taktne miesto, ktore bolo urcene v rämci döchodkoveho poi- 
stenia robotnikov ako prislusne na vsetky konania, vrätane 
vymerania a poskytovania dävok, ak 

1. sü doby poistenia, ktore boli ziskane alebo sa majü 
zapocitat’ podl'a nemeckych a slovenskych prävnych pred- 
pisov alebo 

2. sa ine doby poistenia ziskane na üzemi Slovenskej republi- 
ky majü zapocitat' podl’a nemeckych prävnych predpisov o 
cudzich döchodkoch alebo 

3. mä oprävneny trvaly pobyt na üzemi Slovenskej republiky 
alebo 

4. mä oprävneny ako Slovensky stätny obcan trvaly pobyt 
mimo zmluvnych stätov. 

Pre dävky na rehabilitäciu to plati iba vtedy, ak sa tieto poskytu- 
jü v rämci prebiehajüceho döchodkoveho konania. 

(4) Prislusnost zelezniciarskej poist’ovne a Nämornickej po- 
kladne podl'a nemeckych prävnych predpisov zostäva nedot- 
knutä. 

(5) Kontaktne miesta a miesta uvedene v odseku 4 sa splno- 
mochujü, aby sa bez ohl’adu na ustanovenie odseku 1 spolu s 
prislusnymi üradmi v rämci svojej pösobnosti dohodli na po- 
trebnych a ücelnych administrativnych opatreniach na ücely 
vykonävania tejto zmluvy, vrätane postupu o nährade a vyplä- 
cani penaznych dävok. 

(6) Odsek 5 sa primerane vzt’ahuje na institücie urcene pris- 
lusnymi üradmi v clänku 1 1 prvä veta tejto zmluvy. 

Clänok 26 

Mena a prepocitacie kurzy 

Nositel’ jedneho zmluvneho stätu möze osobe, ktorä sa 
zdrziava na üzemi druheho zmluvneho stätu poskytovat' dävky 
v jeho mene s oslobodzujücim ücinkom. Vo vzt’ahu medzi nosi- 
tel’om a oprävnenou osobou je pre prepocet rozhodujüci kurz 
toho dna, z ktoreho sa vychädzalo pri prevode dävky. Ak mä 
nositel' vykonat’ platby pre nositel’a druheho zmluvneho stätu, 
potom sa musia vykonat’ v mene druheho zmluvneho stätu. 

Clänok 27 
Nährady 

(1) Ak nositel’ jedneho zmluvneho stätu neoprävnene 
poskytol osobe dävky, potom möze byt’ neoprävnene poskyt- 
nutä cast’ dävky, na ktorü mä osoba närok podl’a prävnych 
predpisov druheho zmluvneho stätu zadrzanä v prospech nosi- 
tel'a prveho zmluvneho stätu. 

(2) Ak mä osoba närok na dävku podl'a prävnych predpisov 
jedneho zmluvneho stätu za urcite obdobie, za ktore jej alebo jej 
rodinnym phslusnikom boli poskytovane dävky nositel'om 
sociälnej pomoci druheho zmluvneho stätu, v takomto pripade 
dävky musia byt' na poziadanie a v prospech k nährade opräv- 
neneho nositel’a sociälnej pomoci prveho zmluvneho stätu 
zadrzane, tak ako keby islo o nositel’a sociälnej pomoci so sid- 
lom na üzemi prveho zmluvneho stätu. Ak sa nositel’ druheho 
zmluvneho stätu dozvedel o vyplate sociälnej pomoci nositel’om 
sociälnej pomoci prveho zmluvneho stätu az po vyplateni dävok, 
nie je povinny uhradit’ vyplatenü sumu. 

Clänok 28 
Riesenie sporov 

(1) Spory medzi obidvoma zmluvnymi stätmi vzniknute pri 
vyklade alebo vykonävani tejto zmluvy budü, ak je to mozne, 
riesit’ prislusne ürady. 
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(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt wer- 
den, so wird sie auf Verlangen eines Vertragsstaats einem 
Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen beider Vertragsstaaten bestellt wird. 
Die Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten nach dem Tag bestellt, an dem der 
eine Vertragsstaat dem anderen mitgeteilt hat, dass er die Strei- 
tigkeit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder 
Vertragsstaat den Präsidenten des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte bitten, die erforderlichen Ernennungen vor- 
zunehmen. Ist der Präsident Staatsangehöriger eines Vertrags- 
staats oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Ist auch der Vize- 
präsident Staatsangehöriger eines Vertragsstaats oder ist auch 
er verhindert, so soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des 
Gerichtshofs, das nicht Staatsangehöriger eines Vertragsstaats 
ist, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit auf- 
grund der zwischen den Vertragsstaaten bestehenden Verträge 
und des Völkerrechts. Seine Entscheidungen sind bindend. 
Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines Mitglieds sowie 
seiner Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht. Die 
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden von 
den beiden Vertragsstaaten zu gleichen Teilen getragen. Das 
Schiedsgericht kann eine andere Regelung zur Verteilung der 
Kosten treffen. Im Übrigen regelt das Schiedsgericht sein Ver- 
fahren selbst. 


Teil IV 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 
Artikel 29 

Leistungsansprüche 
auf der Grundlage dieses Abkommens 

(1 ) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf Leistun- 
gen 

1 . für die Zeit vor seinem Inkrafttreten, 

2. in den Fällen, in denen Anspruch auf Leistungen nach dem 
Abkommen vom 11. September 1956 zwischen der Regie- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Regierung der Tschechoslowakischen Republik über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete der Sozialpolitik besteht, 

3. nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats für nach 
dessen Rechtsvorschriften zurückgelegte Versicherungs- 
zeiten bei Personen, die sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Abkommens im anderen Vertragsstaat gewöhnlich auf- 
halten und nach den Rechtsvorschriften dieses Vertrags- 
staats Leistungen für die nach den Rechtsvorschriften des 
ersten Vertragsstaats zurückgelegten Versicherungszeiten 
beziehen, solange sie sich im anderen Vertragsstaat gewöhn- 
lich aufhalten. Dies gilt entsprechend in den Fällen, in denen 
sich Zeiten des Bezugs von Renten verschiedener Art ohne 
Unterbrechung aneinander anschließen. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens werden auch die vor 
seinem Inkrafttreten nach den Rechtsvorschriften der Vertrags- 
staaten gegebenen rechtserheblichen Tatsachen berücksichtigt. 

(3) Frühere Entscheidungen stehen der Anwendung dieses 
Abkommens nicht entgegen. 

(4) Wird ein Antrag auf Feststellung einer Rente, auf die nur 
unter Berücksichtigung dieses Abkommens Anspruch besteht, 
innerhalb von zwölf Monaten nach dem Tag seines Inkrafttretens 
gestellt, so wird die Rente ab dem Tag geleistet, den die inner- 


(2) Ak urovnanie sporu tymto spösobom nie je mozne, potom 
sa tento spor na ziadost jedneho zo zmluvnych stätov predlozi 
rozhodcovskemu südu. 

(3) Rozhodcovsky süd sa vytvära ad hoc tak, ze kazdy zmluv- 
ny stät vymenuje jedneho clena a obaja clenovia sa dohodnü na 
obcanovi tretieho statu ako predsedovi, ktoreho vymenujü vlädy 
obidvoch zmluvnych stätov. Clenovia sa vymenujü v lehote 
dvoch mesiacov, predseda v lehote troch mesiacov po dni, ked’ 
jeden zo zmluvnych stätov oznämil druhemu zmluvnemu stätu, 
ze chce vzniknuty spor predlozit’ rozhodcovskemu südu. 

(4) Ak lehoty, uvedene v odseku 3 nebudü dodrzane, möze z 
dövodu neexistencie inej dohody kazdy zo zmluvnych stätov 
poziadat’ prezidenta Euröpskeho südneho dvora pre l’udske 
präva o potrebne vymenovania. Ak je prezident stätnym obca- 
nom jedneho zo zmluvnych stätov alebo ak z ineho dövodu 
nemöze vymenovanie vykonat’, potom by mal vymenovania 
vykonat’ viceprezident. Ak aj viceprezident je stätnym obcanom 
jedneho zo zmluvnych stätov alebo ak aj on nemöze toto vyme- 
novanie vykonat’, potom vymenovanie vykonä funkcne nasledu- 
jüci clen südneho dvora, ktory nie je stätnym obcanom jedneho 
zo zmluvnych stätov. 

(5) Rozhodcovsky süd rozhoduje väcsinou hlasov na zäklade 
existujücich zmlüv medzi zmluvnymi stätmi a podl’a med- 
zinärodneho präva. Jeho rozhodnutia sü zäväzne. Kazdy zmluv- 
ny stät hradi näklady za svojho clena ako aj näklady spojene s 
jeho zastupovanim v konani pred rozhodcovskym südom. Nä- 
klady za predsedu ako aj d’alsie näklady uhrädzajü rovnakym 
dielom obidva zmluvne stäty. Rozhodcovsky süd möze urcit’ inü 
üpravu delenia näkladov. Inak si rozhodcovsky süd urcuje vlast- 
ne procesne pravidlä. 


Stvrtä cast’ 

Prechodne a zäverecne ustanovenia 
Clänok 29 

Näroky na dävky na zäklade tejto zmluvy 

(1) Täto zmluva nezakladä närok na dävky 

1 . a dobu pred nadobudnutim jej platnosti, 

2. tych pripadoch, v ktorych existuje närok na dävky podl'a 
Dohody medzi vlädou Ceskoslovenskej republiky a vlädou 
Nemeckej demokratickej republiky o spolupräci na poli 
sociälnej politiky z 1 1 . septembra 1 956, 

3. pre osoby, ktore ziskali doby poistenia podl’a prävnych pred- 
pisov zmluvneho stätu a v case nadobudnutia platnosti zmlu- 
vy majü trvaly pobyt na üzemi druheho zmluvneho stätu, kde 
podl’a prävnych predpisov tohto zmluvneho stätu poberajü 
dävky za doby poistenia ziskane podl’a prävnych predpisov 
prveho zmluvneho stätu, pokial’ majü trvaly pobyt v druhom 
zmluvnom stäte. Toto plati primerane aj v pripadoch, v 
ktorych doby poberania döchodkov rözneho druhu na seba 
bez prerusenia nadväzujü. 


(2) Pri vykonävani tejto zmluvy sa zohl’adnujü aj prävne rele- 
vantne skutocnosti, ktore vznikli podl’a prävnych predpisov 
zmluvnych stätov pred nadobudnutim platnosti tejto zmluvy. 

(3) Predchädzajüce rozhodnutia nebränia uplatnovaniu tejto 
zmluvy. 

(4) Ak sa podä ziadost’ o priznanie döchodku, na ktory vznikol 
närok len s prihliadnutim na tüto zmluvu v lehote do 12 mesia- 
cov odo dna nadobudnutia jej platnosti, döchodok sa bude 
poskytovat’ odo dna urceneho vnütrostätnymi prävnymi predpis- 
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staatlichen Rechtsvorschriften des betreffenden Vertragsstaats 
bestimmen, frühestens ab dem Tag des Inkrafttretens des 
Abkommens. Günstigere innerstaatliche Rechtsvorschriften blei- 
ben unberührt. 

(5) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens fest- 
gestellt sind, können unter dessen Berücksichtigung von Amts 
wegen neu festgestellt werden, wenn sich allein aufgrund der 
Bestimmungen dieses Abkommens eine Änderung ergibt. In die- 
sen Fällen gilt unbeschadet des Artikels 22 Absatz 3 der Tag, an 
dem der Träger das Verfahren einleitet, als Tag der Antrag- 
stellung nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats. 

(6) Ergäbe die Neufeststellung nach Absatz 5 keine oder eine 
niedrigere Rente, als sie zuletzt ohne Berücksichtigung dieses 
Abkommens gezahlt worden ist, so ist die Rente in der bisherigen 
Höhe weiter zu erbringen. 

Artikel 30 
Schlussprotokoll 

Das beiliegende Schlussprotokoll ist Bestandteil dieses Ab- 
kommens. 

Artikel 31 

Ratifikation und Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifika- 
tionsurkunden werden so bald wie möglich in Pressburg aus- 
getauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifikationsurkun- 
den ausgetauscht werden. 

Artikel 32 

Geltungsdauer des Abkommens 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Jeder Vertragsstaat kann es unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs auf diplomatischem 
Wege schriftlich kündigen. 

(2) Tritt dieses Abkommen infolge Kündigung außer Kraft, so 
gelten seine Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Leis- 
tungsansprüche weiter. Einschränkende Rechtsvorschriften über 
den Ausschluss eines Anspruchs oder das Ruhen oder die 
Entziehung von Leistungen wegen des Aufenthalts im Ausland 
bleiben für diese Ansprüche unberücksichtigt. 


Geschehen zu Berlin am 12. September 2002 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher und slowakischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


mi prislusneho zmluvneho statu, bez ohl’adu na nevyhodnejsie 
lehoty na podanie ziadosti, najskör odo dna nadobudnutia plat- 
nosti zmluvy. Vyhodnejsie vnütrostätne prävne predpisy 
zostävajü nedotknute. 

(5) Döchodky, ktore boli vymerane pred nadobudnutim plat- 
nosti tejto zmluvy, mözu byt’ s prihliadnutim na hu znova vyme- 
rane ex offo, iba ak na zäklade ustanoveni tejto zmluvy dochäd- 
za ku zmene. V tych pripadoch plati bez ohl’adu na Ölänok 22 
ods. 3 ten den, ktorym zacal nositel’ konanie, za den podania 
ziadosti podl’a prävnych predpisov druheho zmluvneho statu. 


(6) Ak by podl’a odseku 5 nevznikol närok na döchodok alebo 
novovymerany döchodok bude nizsi ako ten, ktory sa naposledy 
vypläcal bez prihliadnutia na tüto zmluvu, bude sa nad’alej 
vypläcat’ döchodok v doterajsej vyske. 

Clänok 30 
Zäverecny protokol 

Prilozeny Zäverecny protokol je sücast’ou tejto zmluvy. 


Clänok 31 

Ratifikäcia a nadobudnutie platnosti 

(1) Täto zmluva podlieha ratifikäcii. Ratifikacne listiny budü 
vymenene co najskör v Bratislave. 

(2) Täto zmluva nadobudne platnost' prvym dnom druheho 
mesiaca nasledujüceho po mesiaci, v ktorom boli vymenene 
ratifikacne listiny. 

Clänok 32 

Doba platnosti zmluvy 

(1 ) Täto zmluva sa uzaviera na dobu neurcitü. Kazdy zmluvny 
stät ju möze pisomne diplomatickou cestou vypovedat’ v lehote 
najneskör do troch mesiacov pred koncom kalendärneho roka. 

(2) V pripade ukoncenia platnosti tejto zmluvy v dösledku 
vypovede zostävajü nad’alej v platnosti jej ustanovenia tykajüce 
sa uz nadobudnutych närokov na dävky. Obmedzujüce prävne 
predpisy o vylüceni näroku alebo pozastaveni ci odnati dävok z 
dövodu pobytu v zahranici sa pre tieto näroky nezohl’adnujü. 


Dane v Berline dna 12. septembra 2002 v dvoch pövodnych 
vyhotoveniach, kazde v jazyku nemeckom a slovenskom, 
pricom obidve znenia majü rovnakü platnost’. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovü republiku Nemecko 

Michael Schaefer 
Klaus Achenbach 

Für die Slowakische Republik 
Za Slovenskü republiku 

M ag vas i 
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Schlussprotokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Slowakischen Republik 
über Soziale Sicherheit 

Zäverecny protokol 
k Zmluve 

medzi Spolkovou republikou Nemecko 
a Slovenskou republikou 
o sociälnom zabezpeceni 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Slowakischen Republik geschlossenen 
Abkommens über Soziale Sicherheit haben die Bevollmächtigten 
beider Vertragsstaaten erklärt, dass Einverständnis über Folgen- 
des besteht: 

1 . Zu Artikel 2 des Abkommens: 

Für die in der Bundesrepublik Deutschland bestehende hüt- 
tenknappschaftliche Zusatzversicherung und für die Alters- 
sicherung der Landwirte gelten die besonderen Bestimmun- 
gen des Teils II Kapitel 1 über die Rentenversicherung nicht. 

2. Zu Artikel 4 des Abkommens: 

a) Versicherungslastregelungen in den von den beiden Ver- 
tragsstaaten geschlossenen zwischenstaatlichen Über- 
einkünften bleiben unberührt. 

b) Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, die die Mitwir- 
kung der Versicherten und der Arbeitgeber in den Orga- 
nen der Selbstverwaltung der Träger und der Verbände 
sowie in der Rechtsprechung der Sozialen Sicherheit 
gewährleisten, bleiben unberührt. 

c) Slowakische Staatsangehörige, die sich gewöhnlich 
außerhalb des Hoheitsgebiets der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten, sind zur freiwilligen Versicherung 
in der deutschen Rentenversicherung berechtigt, wenn 
sie zu dieser Beiträge für mindestens 60 Monate wirksam 
entrichtet haben. Günstigere innerstaatliche Rechtsvor- 
schriften bleiben unberührt. Dies gilt auch für die in Arti- 
kel 3 Nummern 2 und 3 des Abkommens bezeichneten 
Flüchtlinge und Staatenlosen, die sich gewöhnlich im 
Hoheitsgebiet der Slowakischen Republik aufhalten. 

3. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

a) Für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Hoheits- 
gebiet der Slowakischen Republik gilt Artikel 5 des Ab- 
kommens in Bezug auf eine Rente nach den deutschen 
Rechtsvorschriften wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
nur, wenn der Anspruch unabhängig von der Lage auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt besteht. 

b) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen aus 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die nicht im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland eingetre- 
ten sind, sowie über Leistungen aus Versicherungszeiten, 
die nicht im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land zurückgelegt sind, bleiben unberührt. 

c) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen zur 
Rehabilitation durch die Träger der Rentenversicherung 
bleiben unberührt. 

d) Die deutschen Rechtsvorschriften, die das Ruhen von 
Ansprüchen aus der Rentenversicherung für Personen 
vorsehen, die sich einem gegen sie betriebenen Strafver- 
fahren durch Aufenthalt im Ausland entziehen, werden 
nicht berührt. 


Dnes pri podpisam Zmluvy medzi Spolkovou republikou 
Nemecko a Slovenskou republikou o sociälnom zabezpeceni, 
vyhläsili splnomocnem zästupcovia obidvoch zmluvnych stätov, 
ze sa dohodli takto: 

1. K clänku 2 zmluvy: 

Pre döchodkove poistenie rol’nikov a doplnkove poistenie 

banikov, ktore existujü v Spolkovej republike Nemecko, 

neplatia osobitne ustanovenia o döchodkovom poisteni uve- 

dene v Druhej Casti v Prvej kapitole. 

2. K clänku 4 zmluvy: 

a) Prävne predpisy o poistnych bremenäch ustanovene v 
medzistätnych zmluväch, ktore boli uzatvorene zmluv- 
nymi stätmi zostävajü nedotknute. 

b) Prävne predpisy zmluvneho stätu, ktore zabezpecujü 
spoluücast' poistencov a zamestnävatel’ov v samo- 
sprävnych orgänoch nositel'ov a ich zdruzeniach, ako aj 
pri südnictve v oblasti sociälneho zabezpecenia, 
zostävajü nedotknute. 

c) Stätni obcania Slovenskej republiky, ktori majü trvaly 
pobyt mimo üzemia Spolkovej republiky Nemecko, majü 
prävo na dobrovol'ne poistenie v nemeckom döchodko- 
vom poisteni, ak do tohto poistenia odvädzali platne pris- 
pevky najmenej 60 mesiacov. Vyhodnejsie vnütrostätne 
prävne predpisy zostävajü nedotknute. Toto plati aj pre 
utecencov a osoby bez stätneho obcianstva uvedene v 
clänku 3 odseky 2 a 3 tejto zmluvy, ktori majü trvaly pobyt 
na üzemi Slovenskej republiky. 

3. K clänku 5 zmluvy: 

a) Na osoby, ktore majü trvaly pobyt na üzemi Slovenskej 
republiky, sa vzt’ahuje clänok 5 zmluvy ohl’adom 
döchodku podl’a nemeckych prävnych predpisov z dövo- 
du zmzenej pracovnej schopnosti len vtedy, ak existuje 
närok nezävisle od situäcie na nemeckom trhu präce. 

b) Nemecke prävne predpisy o dävkach za pracovne ürazy 
a choroby z povolania, ku ktorym nedoslo na üzemi Spol- 
kovej republiky Nemecko, ako aj o dävkach za doby poi- 
stenia, ktore neboli ziskane na üzemi Spolkovej republi- 
ky Nemecko, zostävajü nedotknute. 

c) Nemecke prävne predpisy o dävkach na rehabilitäciu, 
poskytovane nositel’om döchodkoveho poistenia 
zostävajü nedotknute. 

d) Nemecke prävne predpisy, ktore predpokladajü pozasta- 
venie närokov z döchodkoveho poistenia pre osoby, 
ktore sa pobytom v cudzine vyhybajü trestnemu konaniu 
vedenemu proti nim, zostävajü nedotknute. 
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4. Zu den Artikeln 6 bis 1 1 des Abkommens: 

a) Untersteht eine Person nach den Artikeln 6 bis 1 1 des 
Abkommens den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
über die Versicherungspflicht, so finden in gleicher Weise 
auf sie und ihren Arbeitgeber auch die Vorschriften dieses 
Vertragsstaats über die Versicherungspflicht in der 
Arbeitslosenversicherung Anwendung. 

b) Arbeitgeber von entsandten Arbeitnehmern sind ver- 
pflichtet, auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung mit den dafür zuständigen Trägern und 
Organisationen des Vertragsstaats, in dem der Arbeitneh- 
mer beschäftigt ist, zusammenzuarbeiten. Weitergehende 
innerstaatliche Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

5. Zu Artikel 7 des Abkommens: 

Die festgesetzte Frist beginnt für Personen, die am Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens beschäftigt sind, mit diesem 
Tag. 

6. Zu Artikel 9 des Abkommens: 

Die deutschen Rechtsvorschriften der Unfallversicherung 
zum Versicherungsschutz bei Hilfeleistungen und anderen 
beschäftigungsunabhängigen Handlungen im Ausland blei- 
ben unberührt. 

7. Zu Artikel 1 0 des Abkommens: 

a) Die in Absatz 2 festgesetzte Frist beginnt für Personen, 
die am Tag des Inkrafttretens des Abkommens beschäf- 
tigt sind, mit diesem Tag. 

b) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die dort 
genannten Arbeitnehmer, die von einem anderen deut- 
schen öffentlichen Arbeitgeber im Hoheitsgebiet der 
Slowakischen Republik beschäftigt werden. 

8. Zu Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 11 des Abkommens: 

Unterliegt bei Anwendung des Artikels 10 Absatz 1 und des 
Artikels 1 1 des Abkommens die betroffene Person den deut- 
schen Rechtsvorschriften, so gilt sie als an dem Ort beschäf- 
tigt oder tätig, an dem sie zuletzt vorher beschäftigt oder tätig 
war, wobei eine durch die vorherige Anwendung des Arti- 
kels 7 des Abkommens zustandegekommene andere Rege- 
lung weiter gilt. War sie vorher nicht im Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland beschäftigt oder tätig, so gilt sie 
als an dem Ort beschäftigt oder tätig, an dem die deutsche 
zuständige Behörde ihren Sitz hat. 

9. Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen für nach 
dem Fremdrentenrecht zu entschädigende Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten sowie über Leistungen für nach dem 
Fremdrentenrecht anrechenbare Versicherungszeiten bleiben 
unberührt. 


4. K clänkom 6 az 1 1 zmluvy: 

a) Ak osoba podl’a clänkov 6 az 11 zmluvy podlieha 
prävnym predpisom zmluvneho statu o povinnosti poistit’ 
sa, vzt’ahujü sa rovnakym spösobom na hu a jej zamest- 
nävatel’ a aj prävne predpisy tohto zmluvneho statu o 
povinnosti poistit’ sa pre pripad nezamestnanosti. 

b) Zamestnävatelia vyslanych zamestnancov sü povinni 
spolupracovat’ v oblasti bezpecnosti präce a predchäd- 
zania ürazom s prislusnymi nositel’mi a organizäciami 
toho zmluvneho statu, v ktorom je zamestnanec zamest- 
nany. Vnütrostätne prävne predpisy, ktore tieto vzt’ahy 
upravujü v sirsom rozsahu, zostävajü nedotknute. 

5. K clänku 7 zmluvy: 

Osobäm, ktore sü ku dnu nadobudnutia platnosti zmluvy 
zamestnane, zacina tymto diiom plynüt’ urcenä lehota. 

6. K clänku 9 zmluvy: 

Nemecke prävne predpisy ürazoveho poistenia o poistnej 
ochrane pri poskytnuti pomoci a inych od zamestnania 
nezävislych konaniach v zahranicf, zostävajü nedotknute. 

7. K clänku 10 zmluvy: 

a) lehota stanovenä v ods. 2 zacina plynüt’ osobäm, ktore 
sü zamestnane v den nadobudnutia platnosti zmluvy, 
tymto dnom. 

b) odseky 1 a 2 platia primerane pre tarn uvedenych 
zamestnancov, ktori sü zamestnani inym nemeckym 
zamestnävatel’om verejnej sluzby na üzemi Slovenskej 
republiky. 

8. K clänku 1 0 odsek 1 a k clänku 1 1 zmluvy: 

Ak pri uplatnovani clänku 10 ods. 1 a clänku 11 zmluvy dot- 
knutä osoba podlieha nemeckym prävnym predpisom 
povazuje sa za zamestnanü alebo zärobkovo cinnü tarn, kde 
bola naposledy zamestnanä alebo zärobkovo cinnä, pricom 
nad’alej plati inä üprava zakladajüca sa na predchädzajü- 
com uplatnovani clänku 7 zmluvy. Ak täto osoba nebola 
predtym zamestnanä alebo zärobkovo cinnä na üzemi Spol- 
kovej republiky Nemecko, potom sa povazuje za osobu 
zamestnanü alebo zärobkovo cinnü v tom mieste, v ktorom 
mä sidlo prislusny nemecky ürad. 

9. Nemecke prävne predpisy o dävkach za pracovne ürazy a 
choroby z povolania, ktore sa odskodnujü podl’a prävnych 
predpisov o cudzich döchodkoch, a o dävkach za doby poi- 
stenia, ktore sa zapocitavajü podl’a prävnych predpisov o 
cudzich döchodkoch, zostävajü nedotknute. 
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Vereinbarung 

zur Durchführung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Slowakischen Republik 
über Soziale Sicherheit 


Vykonävacia dohoda 
k Zmluve 

medzi Spolkovou republikou Nemecko 
a Slovenskou republikou 
o sociälnom zabezpecenf 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Slowakischen Republik - 

auf der Grundlage des Artikels 25 Absatz 1 des Abkom- 
mens vom 12. September 2002 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Slowakischen Republik über Soziale 
Sicherheit (im Folgenden als „Abkommen“ bezeichnet) - 

haben Folgendes vereinbart: 


Vläda Spolkovej republiky Nemecko 
a 

vläda Slovenskej republiky 

na zäklade clänku 25 odsek 1 Zmluvy medzi Spolkovou repu- 
blikou Nemecko a Slovenskou republikou o sociälnom zabez- 
peceni zo dna 12. septembra 2002, (d'alej len „zmluva“), sa 
dohodli takto: 


Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In den Bestimmungen dieser Vereinbarung werden die im 
Abkommen enthaltenen Begriffe in der dort festgelegten Bedeu- 
tung verwendet. 

Artikel 2 
Aufklärung 

Den nach Artikel 25 Absatz 2 des Abkommens bestimmten 
Verbindungsstellen und den zuständigen deutschen Trägern 
nach Artikel 25 Absatz 4 des Abkommens obliegt im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit die allgemeine Aufklärung der betroffenen 
Personen über die Rechte und Pflichten nach dem Abkommen. 

Artikel 3 

Mitteilungspflichten 

(1) Die in Artikel 25 Absätze 2 und 4 und in Artikel 17 des 
Abkommens genannten Stellen haben im Rahmen ihrer Zustän- 
digkeit einander und den betroffenen Personen die Tatsachen 
mitzuteilen und die Beweismittel zur Verfügung zu stellen, die zur 
Sicherung der Rechte und Pflichten erforderlich sind, die sich 
aus dem Abkommen, dieser Vereinbarung sowie den in Artikel 2 
Absatz 1 des Abkommens genannten Rechtsvorschriften erge- 
ben. 

(2) Hat eine Person nach dem Abkommen, nach dieser Verein- 
barung oder nach den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens 
genannten Rechtsvorschriften die Pflicht, dem Träger oder einer 
anderen Stelle bestimmte Tatsachen mitzuteilen, so gilt diese 
Pflicht auch in Bezug auf entsprechende Tatsachen, die im 
Gebiet des anderen Vertragsstaats oder nach dessen Rechtsvor- 
schriften gegeben sind. Dies gilt auch, soweit eine Person 
bestimmte Beweismittel zur Verfügung zu stellen hat. 


Prvä cast’ 

Vseobecne ustanovenia 
Clänok 1 

Definovanie pojmov 

Pojmy pouzite v ustanoveniach tejto dohody majü taky isty 
vyznam ako je stanoveny v zmluve. 


Clänok 2 
Informovanie 

Kontaktnym miestam uvedenym v clänku 25 odsek 2 zmluvy 
a prislusnym nemeckym nositel’om uvedenym v clänku 25 
odsek 4 zmluvy prinälezi v rozsahu ich pösobnosti vseobecne 
informovanie dotknutych osöb o prävach a povinnostiach 
vyplyvajücich zo zmluvy. 

Clänok 3 

Oznamovacia povinnost’ 

(1) Institücie uvedene v clänku 25 odsekoch 2 a 4 a v clänku 
17 zmluvy sü povinne v rozsahu svojej pösobnosti oznämit’ si 
navzäjom a dotknutym osobäm skutocnosti a poskytnüt’ döka- 
zove prostriedky potrebne na zabezpecenie präv a povinnosti 
vyplyvajücich zo zmluvy, tejto dohody ako aj z prävnych predpi- 
sov uvedenych v clänku 2 odsek 1 zmluvy. 


(2) V pripade, ak je osoba podl’a zmluvy, tejto dohody alebo 
podl’a prävnych predpisov uvedenych v clänku 2 odsek 1 zmlu- 
vy, povinnä oznämit' nositel’ovi alebo institücii urcite skutocnos- 
ti, täto povinnost’ sa vzt’ahuje aj na prislusne skutocnosti, ktore 
sü dane na üzemi druheho zmluvneho stätu alebo vyplyvajüce z 
jeho prävnych predpisov. Toto plati aj vtedy, ak je osoba 
povinnä poskytnüt’ urcite dökazove prostriedky. 
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Artikel 4 

Bescheinigung über 
die anzuwendenden Rechtsvorschriften 

(1) In den Fällen der Artikel 7, 10 und 11 des Abkommens 
erteilt der zuständige Träger des Vertragsstaats, dessen Rechts- 
vorschriften anzuwenden sind, in Bezug auf die in Betracht kom- 
mende Beschäftigung auf Antrag eine Bescheinigung darüber, 
dass der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber diesen Rechtsvor- 
schriften unterstehen. Diese Bescheinigung muss in den Fällen 
der Artikel 7 und 1 1 des Abkommens mit einer bestimmten Gül- 
tigkeitsdauer versehen sein. 

(2) Sind die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt in den Fällen der Artikel 7 und 10 des Abkommens der 
Träger der Krankenversicherung, an den die Beiträge zur Ren- 
tenversicherung abgeführt werden, andernfalls die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, diese Bescheinigung 
aus. In den Fällen des Artikels 1 1 des Abkommens stellt die 
Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung - Ausland, 
Bonn, die Bescheinigung aus. 

(3) Sind die slowakischen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt die Sozialversicherungsanstalt, Pressburg, diese Beschei- 
nigung aus. 

Artikel 5 
Zahlverfahren 

Geldleistungen an Empfänger im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats können unmittelbar oder über die Verbindungs- 
stellen oder über die zuständigen deutschen Träger nach Arti- 
kel 25 Absatz 4 des Abkommens ausgezahlt werden. 

Artikel 6 
Statistiken 

Die nach Artikel 25 Absatz 2 des Abkommens bestimmten Ver- 
bindungsstellen und die zuständigen deutschen Träger nach 
Artikel 25 Absatz 4 des Abkommens erstellen und übermitteln 
einander jährlich, jeweils nach dem Stand vom 31. Dezember, 
Statistiken über die in das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats vorgenommenen Rentenzahlungen. Die Angaben sollen 
sich nach Möglichkeit auf die Rentenarten, Zahl und Gesamt- 
betrag der ausgezahlten Renten und Abfindungen erstrecken. 


Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Rentenversicherung 

Artikel 7 

Umrechnung von Versicherungszeiten 

(1) Bei der Zusammenrechnung von Versicherungszeiten für 
den Leistungsanspruch nach den deutschen Rechtsvorschriften 
aufgrund des Artikels 12 des Abkommens werden Versiche- 
rungszeiten nach den slowakischen Rechtsvorschriften wie folgt 
umgerechnet: 

Es entsprechen 

- dreißig Tage einem Monat und 

- dreihundertsechzig Tage zwölf Monaten. 

Dieses Verfahren darf nicht dazu führen, dass für ein Kalender- 
jahr eine Versicherungszeit von mehr als zwölf Monaten berück- 
sichtigt wird. 

(2) Die Tage, die gemäß Absatz 1 einem Teil eines Monats ent- 
sprechen, gelten als ganzer Monat. 


Clänok 4 
Potvrdenie o 

pouzitych prävnych predpisoch 

(1) V pripadoch uvedenych v clänkoch 7, 10 a 11 zmluvy vo 
vzt’ahu k danemu zamestnaniu vydä na ziadost’ prislusny nosi- 
tel’ zmluvneho statu, ktoreho prävne predpisy majü byt’ pouzite, 
potvrdenie o tom, ze zamestnanec a zamestnävatel’ podliehajü 
jeho prävnym predpisom. V tomto potvrdeni musi byt’ v pripa- 
doch uvedenych v clänkoch 7 a 1 1 zmluvy stanovenä urcitä 
lehota platnosti. 

(2) Ak majü byt' pouzite nemecke prävne predpisy, vydä toto 
potvrdenie v pripadoch uvedenych v clänkoch 7 a 10 zmluvy 
nositel’ nemocenskeho poistenia, ktoremu boli odvädzane pris- 
pevky na döchodkove poistenie, inak Spolkovä poist’ovna pre 
zamestnancov, Berlin. V pripadoch uvedenych v clänku 1 1 
zmluvy potvrdenie vydä Nemecke kontaktne miesto Nemocen- 
ske poistenie - zahranicie, Bonn. 

(3) Ak majü byt’ pouzite slovenske prävne predpisy, vydä toto 
potvrdenie Sociälna poist’ovna, Bratislava. 


Clänok 5 
Platobny styk 

Prijemcom na üzemi druheho zmluvneho stätu mözu byt' 
vypläcane penazne dävky priamo alebo prostrednictvom kon- 
taktnych miest alebo prislusnych nemeckych nositel’ov uve- 
denych v clänku 25 odsek 4 zmluvy. 

Clänok 6 
Statistiky 

Kontaktne miesta urcene v clänku 25 odsek 2 zmluvy a pris- 
lusni nemecki nositelia uvedeni v clänku 25 odsek 4 zmluvy 
vypracujü kazdy rok statistiky o platbäch döchodkov uskutoc- 
nenych na üzemie druheho zmluvneho stätu, a to podl’a stavu k 
31 . decembru a tieto si budü navzäjom zasielat’. Üdaje majü 
podl’a moznosti obsahovat’ druhy döchodkov, pocet a celkovü 
sumu vyplatenych döchodkov a jednoräzoveho vyrovnania. 


Druhä cast’ 

Osobitne ustanovenia 

Prvä kapitola 

Döchodkove zabezpecenie 

Clänok 7 

Prepocet döb poistenia 

(1) Pri zapocitavani döb poistenia pre närok na dävky podl’a 
nemeckych prävnych predpisov sa podl’a clänku 12 zmluvy 
doby poistenia podl’a slovenskych prävnych predpisov pre- 
pocitavajü takto: 


- 30 dni zodpovedä jednemu mesiacu a 

- 360 dm zodpovedä 12 mesiacom. 

Tento postup nesmie viest’ k tomu, ze sa v jednom kalendärnom 
roku zohl'adnf doba poistenia v trvani viac nez 12 mesiacov. 

(2) Dni, ktore podl’a odseku 1 zodpovedajü casti mesiaca, sa 
povazujü za cely mesiac. 
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(3) Bei der Zusammenrechnung von Versicherungszeiten für 
den Leistungsanspruch nach den slowakischen Rechtsvorschrif- 
ten aufgrund des Artikels 12 des Abkommens werden Versiche- 
rungszeiten nach den deutschen Rechtsvorschriften wie folgt 
umgerechnet: 

- zwölf Monate entsprechen dreihundertfünfundsechzig Tagen; 

- bei einer kürzeren Zeit als zwölf Monaten entspricht ein Monat 
dreißig Tagen. 

Kapitel 2 

Unfallversicherung 

Artikel 8 

Arbeitsunfallanzeige 

(1) Für die Anzeige des Arbeitsunfalls oder der Berufskrankheit 
gelten die Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, nach denen die 
Versicherung besteht. 

(2) Die Anzeige wird dem zuständigen Träger erstattet. Geht 
dem Träger des Aufenthaltsorts die Anzeige zu, so übersendet er 
sie unverzüglich dem zuständigen Träger. 


Abschnitt III 
Schlussbestimmung 

Artikel 9 

Inkrafttreten und Vereinbarungsdauer 

(1) Diese Vereinbarung tritt an dem Tag in Kraft, an dem beide 
Vertragsparteien einander mitgeteilt haben, dass die erforder- 
lichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
erfüllt sind. Maßgebend ist der Tag des Eingangs der letzten Mit- 
teilung. 

(2) Die Vereinbarung ist vom Tag des Inkrafttretens des Ab- 
kommens an anzuwenden und gilt für dieselbe Dauer. 


Geschehen zu Berlin am 12. September 2002 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher und slowakischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(3) Pri zapocitavani döb poistenia pre närok na dävky podl'a 
slovenskych prävnych predpisov sa podl'a clänku 12 zmluvy 
doby poistenia podl’a nemeckych prävnych predpisov pre- 
pocitavajü takto: 

- 12 mesiacov zodpovedä 365 dnom; 

- pri dobäch kratsich ako 12 mesiacov zodpovedä jeden 
mesiac 30 dnom. 

Druhä kapitola 
Ürazove poistenie 

Clänok 8 

Oznamovanie pracovnych ürazov 

(1) Pri oznamovam pracovneho ürazu alebo choroby z povo- 
lania platia prävne predpisy zmluvneho stätu, podl'a ktorych exi- 
stuje poistenie. 

(2) Oznämenie sa adresuje prislusnemu nositel’ovi. V pripa- 
de, ze oznämenie obdrzi nositel’ miesta pobytu, zasle ho bezod- 
kladne prislusnemu nositel'ovi. 


Tretia cast’ 

Zäverecne ustanovenie 

Clänok 9 

Nadobudnutie platnosti a trvanie dohody 

(1) Täto dohoda nadobudne platnost’ dnom, ktorym si obe 
zmluvne strany navzäjom oznämili, ze sü splnene potrebne 
vnütrostätne predpoklady pre nadobudnutie platnosti. Rozhodu- 
jüci je den dorucenia posledneho oznämenia. 

(2) Dohoda sa bude vykonävat’ odo dria nadobudnutia plat- 
nosti zmluvy a plati pocas platnosti zmluvy. 


Dane v Berline dna 12. septembra 2002 v dvoch pövodnych 
vyhotoveniach, kazde v nemeckom jazyku a slovenskom, 
pricom obidve znenia majü rovnakü platnost. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Za vlädu Spolkovej republiky Nemecko 
Michael Schaefer 
Klaus Achenbach 

Für die Regierung der Slowakischen Republik 
Za vlädu Slovenskej republiky 
M ag vas i 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

Das Abkommen regelt die Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten im Bereich der Rentenversicherung und in 
Bezug auf die Zahlung von Renten und einmaligen Geld- 
leistungen der Unfallversicherung. Es begründet unter 
Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit Rechte 
und Pflichten von Einwohnern beider Staaten und sieht 
die Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehöri- 
gen, die Zusammenrechnung deutscher und slowaki- 
scher Versicherungszeiten für den Leistungsanspruch 
und die uneingeschränkte Rentenzahlung auch bei Auf- 
enthalt im anderen Vertragsstaat vor. 

Mit dem Abkommen wird auch dem im Zusammenhang 
mit einer Vielzahl von Petitionen ergangenen Beschluss 
des Deutschen Bundestages vom 5. Juni 1997 (Druck- 
sache 13/7665) Rechnung getragen. Darin wird im Zu- 
sammenhang mit der Beendigung u.a. der weiteren 
Anwendung des Sozialversicherungsabkommens zwi- 
schen der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Tschechoslowakei empfohlen, möglichst rasch ein Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Slowakischen Republik abzuschließen. 

Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur 
Anwendung des Abkommens erforderlichen Bestimmun- 
gen, die vor allem technischer Art sind. Sie betreffen ins- 
besondere Mitteilungspflichten zwischen den Versiche- 
rungsträgern beider Vertragsstaaten, das Ausstellen von 
Bescheinigungen und das Verfahren bei Zahlungen in den 
anderen Vertragsstaat. 

II. Besonderer Teil 

Artikel 1 des Abkommens enthält Bestimmungen 
der in den nachfolgenden Vorschriften wiederholt ver- 
wendeten Begriffe. Durch die Definition häufig verwende- 
ter Begriffe soll die Anwendung des Abkommens erleich- 
tert werden. 

Artikel 2, der durch Nummer 1 des Schlussproto- 
kolls ergänzt wird, legt den sachlichen Geltungsbereich 
des Abkommens fest, indem er die innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften nennt, auf die sich das Abkommen 
bezieht. In Absatz 2 ist klargestellt, dass bei Anwen- 
dung des Abkommens andere Abkommen oder über- 
staatliche Regelungen unberücksichtigt bleiben. Dies gilt 
nicht, wenn diese zwischenstaatlichen Verträge oder das 
innerstaatliche Recht Versicherungslastregelungen ent- 
halten. 

Die in Nummer 1 des Schlussprotokolls getroffene 
Regelung ergibt sich daraus, dass die hüttenknapp- 
schaftliche Zusatzversicherung und die Alterssicherung 
der Landwirte nicht in die innerstaatlichen deutschen Vor- 
schriften über Wanderarbeitnehmer einbezogen sind. 

Artikel 3 nennt die Personen, für die das Abkommen 
gilt. 

Artikel 4 enthält den Grundsatz der Gleichbehandlung 
der Staatsangehörigen beider Staaten. Das Recht auf 
Gleichbehandlung wird auch bestimmten weiteren Perso- 
nengruppen zuerkannt. 


Nach Absatz 2 der Bestimmung ist die uneinge- 
schränkte Gleichbehandlung im Leistungsrecht bei 
Staatsangehörigen der Vertragsstaaten auch bei Aufent- 
halt in einem dritten Staat vorgesehen. 

Zu Artikel 4 sind unter Nummer 2 des Schlussproto- 
kolls ergänzende Regelungen enthalten. Buchstabe c 
knüpft für slowakische Staatsangehörige mit gewöhn- 
lichem Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
land und für Flüchtlinge und Staatenlose mit gewöhnlichem 
Aufenthalt in der Slowakischen Republik das Recht zur 
freiwilligen Versicherung in der deutschen Rentenver- 
sicherung u. a. an die Voraussetzung einer Vorbeitragszeit 
von 60 Monaten in der deutschen Rentenversicherung. 

Artikel 5 enthält den Grundsatz, dass Leistungen auch 
erbracht werden, wenn sich die leistungsberechtigte Per- 
son im anderen Vertragsstaat gewöhnlich aufhält. Num- 
mer 3 des Schlussprotokolls zum Abkommen enthält 
hierzu ergänzende Regelungen. 

Die Artikel 6 bis 1 1 enthalten Regelungen darüber, wel- 
che Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht bei 
einer Kollision der deutschen und slowakischen Rechts- 
vorschriften anzuwenden sind. Damit wird eine Doppel- 
versicherung vermieden. 

Die Bestimmungen werden durch Nummer 4 Buch- 
stabe a des Schlussprotokolls ergänzt. Danach finden 
auf Personen, die den Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staats unterstellt sind, auch dessen Rechtsvorschriften 
über die Versicherungspflicht im Bereich der Arbeits- 
losenversicherung Anwendung. Damit unterliegen alle 
Personen, die vom Abkommen erfasst werden, im Be- 
reich der Renten-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung 
nur den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats. 

Nach Artikel 6 finden grundsätzlich die Rechtsvor- 
schriften des Vertragsstaats über die Versicherungspflicht 
Anwendung, in dessen Hoheitsgebiet die Beschäftigung 
ausgeübt wird (Territorialitätsprinzip). Die Artikel 7 
bis 10, die durch die Nummern 5 bis 8 des Schluss- 
protokolls ergänzt werden, regeln bestimmte Fallgruppen. 

Artikel 11 beruht auf der Erwägung, dass mitunter die 
aufgrund der vorgenannten Vorschriften vorgenommene 
Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
nicht zu befriedigenden Ergebnissen führt, und lässt 
abweichende Vereinbarungen zu. 

Die Artikel 12 bis 14 enthalten die besonderen Rege- 
lungen für die Rentenversicherung. 

Artikel 12 bestimmt, dass Versicherungszeiten, die in 
der deutschen und slowakischen Rentenversicherung 
zurückgelegt sind, für die Erfüllung des Leistungsan- 
spruchs, also vor allem für die Wartezeit, zusammen- 
gerechnet werden. 

Artikel 13 enthält nähere Regelungen für die Anwen- 
dung der deutschen, Artikel 14 nähere Regelungen für 
die Anwendung der slowakischen Rechtsvorschriften. 

Die Artikel 15 und 16 enthalten die besonderen Rege- 
lungen für die Unfallversicherung. Insbesondere bestimmt 
Artikel 16, dass bei der Prüfung eines Leistungs- 
anspruchs aufgrund einer Berufskrankheit gesundheits- 
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gefährdende Beschäftigungen im anderen Vertragsstaat 
mitberücksichtigt werden. 

Die Artikel 17 bis 28 enthalten Regelungen für das 
Zusammenwirken der in beiden Vertragsstaaten mit der 
Durchführung des Abkommens betrauten Stellen. 

Die Artikel 29 bis 32 enthalten Übergangs- und 
Schlussbestimmungen. 

Nach Artikel 1 der Durchführungsverein- 
barung haben die in der Vereinbarung verwendeten 
Begriffe die gleiche Bedeutung wie im Abkommen. 

Nach Artikel 2 obliegt den zuständigen Verbindungs- 
stellen die allgemeine Aufklärung der betroffenen Perso- 
nen über das Abkommen. 

Art i kel 3 regelt die Verwaltungshilfe der Versicherungs- 
träger und der Verbindungsstellen und schreibt die 
gegenseitige Unterrichtung über die rechtserheblichen 
Tatsachen sowie den Austausch der erforderlichen Be- 
weismittel vor. 

Art i kel 4 regelt vor allem für in das Gebiet des anderen 
Vertragsstaats entsandte Arbeitnehmer die Erteilung von 
Bescheinigungen über die Fortgeltung der Rechtsvor- 


schriften über die Versicherungspflicht des sog. Ent- 
sendestaates. 

Aufgrund des Artikels 5 können Geldleistungen in den 
anderen Vertragsstaat entweder durch eine dort befind- 
liche Verbindungsstelle oder unmittelbar an die Berech- 
tigten ausgezahlt werden. 

In Artikel 6 ist festgelegt, dass jährliche Statistiken 
über die in den jeweils anderen Vertragsstaat vorgenom- 
menen Rentenzahlungen ausgetauscht werden. 

Artikel 7 bestimmt, in welcher Weise die slowakischen 
Versicherungszeiten bei der Zusammenrechnung für die 
Prüfung des Leistungsanspruchs nach den deutschen 
Rechtsvorschriften und die deutschen Versicherungs- 
zeiten bei der Zusammenrechnung für die Prüfung des 
Leistungsanspruchs nach den slowakischen Rechtsvor- 
schriften im Bereich der Rentenversicherung umzurech- 
nen sind. 

Artikel 8 regelt die Anzeigepflicht im Falle eines 
Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit. 

Artikel 9 enthält die üblichen Schlussbestimmungen. 
Danach ist die Gültigkeit der Durchführungsvereinbarung 
an die Gültigkeit des Abkommens geknüpft. 
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